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kei t» ,  der  Nichtseßhaftigkeit i111 eigentli chen Sinne,  d .  h. w enn 
der Mensch außerh alb der Sozietät ein Wanderleben führt. Für 

beide fälle  ist das Moment der  Asozialität, der Existenz außer­
halb der Volksgemeinschaft, des Nicht-Tei lnehmen-Wollens 
oder Nicht-Tei lnehmen-Könnens am normalen gesellschaftl ichen 
Leben , ausschlaggebend. Die beiden liauptursachen, welche auf 
d ie  Bindungen zwischen Ind iv iduum und Gemeinschaft zerstö­
rend wirken, s ind die Desintegration der Gesellschaft selbst in 
Form von Krisen und d ie  psychischen Veränderungen und Stö­
rungen des Einzelmenschen. Immer dann, w enn d ie  gemein­
schaftl ichen Bindungen der  Menschen untereinander  s ich lösen, 
eine K rise sich auslöst in Form von K rieg, politischen Wirren, 
übertriebenem w i rtschaftlichem Konkurrenzkampf, treten a ls  
Symptome d ieser  sozialen Desorganisation si ttliche Verwahr­
losung, Kriminal ität ,  Prost i tut ion etc. auf, u n d  - last but not 
least - die  Entwurzelung des Menschen vom festen Grund 
und Boden und aus der zersetzten Gemeinschaft : die Nicht­
seßhaftigkeit .  

Die Nichtseßhaften bi lden keine homogene Masse. Es gibt 
bei ihnen gewisse Typen, bei denen s ich die e inen scharf von­
einander abgrenzen, währen d  bei andern eine Trennungsl in ie 
nur schwer festzustellen ist .  Wir scheiden s ie  in  dieser Unter­
su chung in zwei  große Hauptmassen, nämlicl J  in Gruppen- und 
Einzelwanderer.  Den Gruppenwanderern als der ursprüngl ichen 
Erscheinung gebührt in d ieser programmatischen Übersicht zu­
nächst die Priorität : 

I. Gruppenwanderer 

1. Die Wandervölker: Bei ihnen ist der Wandertr ieb noch am 
reinsten und  natürl ichsten ausgeprägt. Zu ihnen gehören d ie  
Beduinen Nordafrikas und Arabiens, die Jügernomaden Kana­
das, die Reiterstämme der südamerikanischen Pampas etc. ,  aber 
auch die Zigeuner. Als wandernder Stamm sind sie mit  unse­
rem Lande verschiedentlich in Berührung gekommen, seit  s i e  
anfangs des  15. Jahrhunderts als großes Volk  mit eigenem Heer­
führer und einer zahlreichen Aristokratie von Fürsten und  Her­
zögen in Mi tteleuropa E inzug h ie l ten. Man nimmt heute all­
gemein an, daß die echten Zigeuner aus Indi en stammen und 
als Verwandte jener W<:mderstämme zu betrachten r'1d, welche 
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als  kasten iose Parias in ihrer Heimat ein Nomaden l eben führ­
ten. Als ausgestoßene und vertriebene Bevölkerungssciiicltl 

nahmen s ie  ganz bestimmte Lebens- und Rechtsformen an (u . a. 
üuße rs t  strenge Regeln über d ie  Reinhaltung ihres Stammes von 
fremdem Blut, e igenart ige Riten und Gebräuche beim Ableben 
eines Zigeuners usw.). I hre Sprache, das Romanische! ,  gehört 
zur indogermanischen Sprachgruppe, i s t  aber gespickt mi t  Lehn­
wörtern aus a l ler  Herren Länder. Zigeuner wurden in der  
Schweiz fre i  zum l etzten Male vor dem ersten Weltkri ege in 
der Gegend von Biel  beobachtet. Während jenes Krieges wur­
den etwa hundert Zigeuner und Zigeunerinnen in d ie  Schweiz 
verschlagen. Die Männer internierte man in Witzwil, die Frauen 
und  Kinder wurden der  Obhut der  He ilsa rmee anve rtraut und 
von der <<Schweiz.  Zigeunermission>> betreut. Während man die­
sen Prototyp alles fahrenden Volkes in der Schweiz  heu te n icht 
111ehr antri fft, s ind unter den Gruppenwand erern 

2. die Jennischen oder Landfahrer für uns von größerer 

Wichtigkeit . Es s ind d ies d ie  faltrenden Korber-, Keßler- und  
Hausierersippen, welche se i t  Jahrhunderten in unserem Lande  
e in nich tseßhaftes Leben fül1ren. Sie b ild en e in  Volk fü r sielt, 
haben ihre eigene Sprache, das «Jenn ische»,1 und <1uclt sie hei­
raten nur unter sich. I m  Volke  werden sie einesteils mit den 
Zigeunern, von denen sie s ich rassisch unte rscheiden,  andern­
teils mi t  den Landstreichern, von welchen s ie  s ich in ihrer g;an­
zen Lebensweise differenzieren, verwechselt. Über ihre Her­
kunft und  ihren Ursprung w erden wir im V erlaufe d ieser Unter­
suchung noch manches erfahren. Hier  soll led iglich gesagt sein ,  
daß  es sich um Gruppenwanderer mi t  einer zigeunerähnlichen 
Lebenshaltung handelt, d ie  s ich scharf von den Einzelwanderern 
u n terscheiden, zu welchen w i r  folgen de Typen zi1hlen: 

II. Einzelwanderer 

1. Oie Landstreicher :  Unter ihnen ve rstehen wir d ie  arbeits­
scheuen und  mittellosen f:inzelgänger. ·wenn man im Proleta rier 
den Vertreter der untersten Schi cht der einlieh-arbeitenden und 

seßhaften Bevölkerun); sieht , so gehört der Landstreic ltcr lllit 
-

�1;::-Jennische oder Kochenter entlehnte seinen lnh:.tit aus de111 J�o­

ll\anischen und dem hebräisch-deutschen Jargon. enthält aber auch zigeune­

rische Wortbildung:e 
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den Kriminel len zum eigentl ichen Bodensatz der  Gesel lschaft : 
zum Lumpenproletariat. l n  d ieses Sammelbecken fl ießen Ele­
mente aus al len Schich ten ; es ist an d iesem O rte, wo alle jene 
sich schl ießl ich vereinigen, welche s ich in ihrer  u rsprünglichen 
gesellschaftl ichen Posi tion n icht  halten konnten und denen aus 
i rgendwelchen Grün den der  Weg zurück versperrt  ist. Nach 
ihrem Aktionskreis unterscheidet  man den Stadtbummler, der 
s ich vornehmlich in den Großstädten aufhält und den eigent­
l ichen Landstreicher ( «tramp») , welcher se inerseits weite Strek­
ken zurücklegt und dami t  ein ausgesprochenes Nomadenleben 
führt .  Der Landstreicher hat im Hausierer se inen nächsten Ver­
wandten. Auch dieser l eistet  volkswirtschaftl ich gesehen keine 
produktive Arbeit .  Sein Gewerbe d ien t  ihm m eist  als Tarnung, 
um nicht als Landstreicher betrachtet und behande l t  zu wer­
den. Oie Öffen tl ichke i t  macht zwischen Bett lern und Hausierern 
keinen Unterschied.  Man empfindet den e inen ebenso lästig und 
unwil l kommen wie den andern. Daß sogar in Zeiten der  Vol l­
beschäftigung 'vv ie heute ,  das Hausierertum und zwar besonders 
das i l legale. e in Problem fü r d ie  Behörden darstel lt ,  darüber gibt 
z. B. e in Kre issch reiben der zürcher ischen Pol ize id i rektion vom 
24. Ju l i  1942 deutl ich Aufschlu ß.2 Oie nächsthöhere Stufe über 
dem Landstreicher und dem arbei tsscheuen Hausierer wird 

2. durch den sogenannten wandernden Gelegenheitsarbei­
ter3 gebi ldet .  Auch d ieser führt  i m  Grunde ein vagantenhaftes 
und unstetes Leben. Er ist jedoch der Arbeit  n i ch t  so gänzl ich 
abgeneigt wie der Landstreicher ; aber auch er ist n icht  bestrebt, 
s ich e ine feste berufli ch e  und gesellschaft l iche Position zu errin­
gen. Er  b ringt es zeit lebens nie über das Handlanger- und Tag­
lölmertum h inaus .  Seine Arbei tstätigkeit is t  unregelmäßig, er 
is t  überall und n i rgends, seine Lohnauszahlung erfolgt nach 
Stunden oder nach einzelnen Tagen. Einen bestimmten Wohn­
sitz kann er  nicht angeben,  er  gehört zu jenen Leuten, die i h re 
Ausweispapiere auf sich tragen und in deren Gerich tsakten 

2 «Unhaltbare Zustände haben sich beim hausierermäßigen Vertrieb 
\·on Kalendern und Schriften aller Art gezeigt . . .  Jugendliche unter 18 Jahren 
dürfen den Hausierhandel nicht ausüben ... » 

3 In Amerika «The migratory-casual worken>; Elliott and Merrill 
«Social Oisorganisation>> S. 307. 

unter der  Rubrik <<Wohnsi tz>> d ie  Bemerkung s teh t :  « unstet, 
flottant, Wohnsitz unbekannt,  etc. » .  t:s folgen schließl ich noch 

3. die Wanderarbeitslosen. Es s ind al le Jene, welche in gro­
ßen Krisenzei ten durch d ie nackte Not entwu rzelt werden. Daß 
auch bei uns d i e  Wan derarbeitslosigkeit in der le tzten Wirt­
schaftskrise e ine best immte !�olle spiel te, davon w i rd unten 
noch die Rede sein. Doch konnte in  unserem kleinen Lande  d ie 
Wanderarbe i ts los igkeit n ie so beunruh igende Dimensionen an­
nehmen wie in Deutschlan d4 und im Österreich der Nachkriegs­
zeit und vor allem während der  «Depress ion>> in  den USA. Diese 
Gruppe Nichtseßhafter, welche die schwersten Opfer großer  
Arbeitslosigkeit darstel len ,  errei chte in  den USA die unge­
heure Zahl von 400 000 bis 600 000 Einzelwandernden, wozu 
noch - eine Erscheinung, von der wir glückl icherweise in unse­
rem Lande verschont bl ieben - 100 000 bis 150 000 wandernde 
Fami lien h inzu kamen.5 Der Wanderarbeitslose ist kein Vagant, 
sondern er  gehört zu dem finanziel l  und auch i n  bezug auf seine 
berufl ichen Fähigkeiten schwächsten Bevölkerungsteil, welcher 
immer bei e iner wirtschaft l ichen K rise zuerst aus der  Arbeits­
stel le entlassen wird. Is t  e r  jedoch zu lange Zei t zu einem müßi­
gen und z ie l losen Wanderleben v e rurte i l t ,  dann ist auch er 
moralisch gefährdet und kann zum Vaganten werden.  

Al le  d ie  soeben genannten Vertreter nichtseßhaften Lebens 
rekrutieren sich vornehml ich aus d en unteren Bevölkerungs­
schichten.  Daneben gibt es aber noch e ine e inzigartige Erschei­
nung aus der «Welt  de r  oberen Zehn tausend >> ,  w elche  wir  als 
d ie  Vaganten der  müßigen Klasse bezeichnen wol len.  Man be­
schäftigt s ich vie l  weniger mit  ihnen als mit ih ren Verwandten 

4 P .  Braune schätzte die Wauderarbeitslosen Deutseillands 1931 auf 
400 000, während andere Schätzungen noch höhere Zahlen annehmen, vergl. 
«Der Wanderer>>: Zeitschrift für die gesamte Wandereriürsor):;e 1931. 
Heft 9/10, S. 192 ff. 

5 Vergl. Elliott and Merrill a. a. 0. S. 311 if. Über die «Homeless 
family» verweisen wir insbesondere aui den glänzenden l�oman von 1. M. 
Steinbeck: «The grapes oi wrath» (Oie Früchte des Zornes). in welchem 
das Schicksal einer amerikanischen Bauernfamilie aus dem Mittelwesten 
�eschildert wird, die ihren Grund und Boden plötzlich verlassen mußte, 
nachdem ihre Erträgnisse nicht mehr ausreichten, um ihren hypothekarischen 
Verpflichtungen nachzukommen. Obwohl dieser Grund und Boden ihnen 
schon seit drei Ge ·.tionen gehörte. wurden sie schonungslos vertrieben. 

..._./ 



6 

aus den untersten Schichten, wohl deshalb, weil s ie  kein sozia­
les P roblem b i lden, d. h. keine Unterstützung beanspruchen. Es  
handelt s ich  um die zu reichen Leute, welche n i cht arbe i ten 
müssen. Auch sie können ein durchaus vagantenhaftes Leben 
führen, das sie von einem mon dänen Ort oder  von einer Spiel­
bank zur andern führt. Auch s ie  scheuen jede vernünft ige Arbeit ,  
s ind rastlos und können es n i rgends lange aushalten. für das 
Volksganze s ind s ie ebenso unproduktive Gl ieder wie  d ie  eigent­
l i chen Vaganten, ob s ie s ich nun Globetrotter, « travel ler»  oder 
sonstwie nennen . . . .  

Daß Müßiggang zum Laster führt, ist e ine bekannte Tat­
sache. Die Gesel lschaft kennt d iese E rscheinung und n immt 
deshalb den Kampf gegen s ie auf. I n  e inem ersten Tei l  d ieser 
Arbeit soll in einer h istorischen Darstel lung d ie  Summe a ll er 
Maßnahmen, welche i n  bezug auf d i e  N ich tseßhaftigkeit  beson­
ders in  d er Schweiz ergriffen wurden, erläutert werden , - seien 
s ie  p rivater oder öffent l icher, fürsorgerische r  oder strafrecht­
l icher Natur. Der zweite Teil wird sich mit der Charakterist ik 
der Einzel- und Gruppenwanderer i n  ihrer aktuel len form be­
fassen . In e inem dritten Tei l  werden wir  uns m i t  der Frage zu 
beschäftigen haben, ob die b isherigen Maßnahmen genügen , die 
Nich tseßhaften in d ie  gesellschaftl iche Ordnung überzuführen, 
oder welche Maßnahmen getroffen werden müssen, um d ieses 
Ziel zu erreichen.  

E r s t e r T e i l  

Die bisherigen Maßnahmen gegen die 
Nichtseßhaftigkeit 

Bei einer historischen Betrachtung der Maßnahmen. welche 
gegenüber der N ichtseßhaftigkeit  zur Anwendung gelangten, 
sind immer zwei Tendenzen festzustel len ,  nämlich e ine  fürsor­
gerische, welche  den unbemitte l ten Wanderer  vor der Not be­
wahren -, und eine repressive, welche den müßig Umher­
z iehenden durch Strafandrohung wieder  zu einem seßhaften 
Leben zwingen wi l l .  Die Geschichte des Kampfes gegen d ie  
Nichtseßhaftigke i t  ist außerordentli ch re ich an solchen Ver­
suchen, Ansätzen und Reformen. 

§ 1.  Rückbl ick über die historischen Formen von 

Nichtseßhaftigkeit und deren Bekämpfung 

I. Altertum, und Mittelalter 

Die  Quel len des Altertums über das fahrende und  vagabun­
d i e rende Volk s ind spär l i ch .  Gesetzl iche Best im111ungen gegen 
Bett ler  und Landstreicher  fehlen in der römischen Republik 
ganz, woh l da  die e infachen und strengen bäuerl ichen Verhält­
n isse, sowie  die Sklaverei d i e  Bildung e ines Vagantentums ver­
h inderten. Erst zur Zeit des sozia len w i rtschaftl ichen Nieder­
gangs in der Ka iserze i t  g ibt uns e in Rescript der  Kaiser Gratian, 
Valent inian und Theodosius vom Jahre 382 Kunde ,  daß man 
arbeitsfähige, b ettelnde  freie zu r Strafe d es dauernden Kolona ts 
verurtei l te . - Waren es Sklaven, so verf ie len s ie  dem Denun­
zianten. Gebrechl iche waren von der  Strafe ausgenommen. 
Diese Gedanken f inden s ich später wieder in de r  justinianäi­
schen Gesetzgebung in  der Novelle 80. I nteressant is t  schon 
h i er der Gedanke, d ie  herumvagabund ierenden Müßiggänger 
«publ icorum operum artificibus in min isterium tradantur » .  Ar­
be itsverweigerer wurden des Landes verwiesen. Wohl d ie  
älteste fürsorgea ';var im altertüml ich en Abendland d ie  «Gast-
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freundschaft » ,  welche durch das Christentum weiterhin geför­
uert wurde. Diese u ralte Institution findet sich gesetzlich v er­
ankert wieder in  der Lex Burgundiorum 38, 1 ,  nach welcher d ie­
jenigen gebüßt wurden, welche  d ie  Aufnahme e ines fremden 
verweigerten.1 

Im  frühen germanischen Mi ttelalter verunmöglichte d i e  
festzusammengeschlossene E inhe i t  der  Markgenossenschaften, 
die feste Gruppierung der Bevölkerung in Haus und Gau das 
Auftreten von Nichtseßhaftigkei t  in größerem Ausmaße. Es  
waren eigentl ich nur d i e  fr iedlosen, Geächteten und  Verbann­
ten, welche zu e inem Wanderleben gezwungen wurden und in 
Räuberbanden die seßhafte Bevölkerung bedrohten. Doch schon 
damals erhielt das fahrende Volk e inen starken Zuzug durch 
jene verdächtige Gesel lschaft, bestehend aus entlaufenen G la­
d iatoren, Gauklern ,  Spiel leuten,  Bänkelsängern, D irnen und 
Tänzerinnen,  welche vom Süden her  über  d i e  Alpen kamen. D i e­
ses fremdartige Elemen t  hatte wahrscheinl ich auf d ie  Ausb i l ­
dung der  späteren Gaunergesellschaften e inen großen Einfluß .  

Eine Folgeerscheinung der  n euen,  v ielfach unverstandenen 
christlichen Leh re, welche d ie  Wohltät igke i t  und die Gottes­
gefä l l igkeit  des Almosens predigte,  war die s tarke Zunahme des 
Bett lertums, sodaß schon im fünften fränkischen Kap itulare aus 
dem Jahre 806 (Kap. IX und X) Vorschriften gegen herum­
ziehende Bett ler  zu finden s ind ,  w ie  das Verbot, denselben Al­
mosen zu geben. Strafen bestanden allerdings gegen die Über­
tretung d ieser Verbote keine. Eine große Zunahme der Wander­
tät igkeit brach ten d ie  K reuzzüge zum hei l igen Grab und d ie  
Pilgerfahrten nach Rom.  Die  Pi lger standen a l s  minus poten tes 
unter kaiserl ichem Schutz.  Den Bischöfen wurde anbefohlen 
fü r Arme, K ranke und Reisende Hospizien zu gründen.  D i� 
planmäßige, unentgelt l iche Seherbergung und Verpflegung der  
Wanderer t r i t t  in  E rscheinung. I m  Gebiete der  h eutigen E id­
genossenschaft err ichtete d i e  Geist l ichkeit  zu  d iesem Zwecke 
Xenodochien, z .  B. das Kloster Pfäfers in  Pfäfers und das Bis­
tum Chur in  Chur und auf dem Septimer.  Es entstanden d ie  
Berghospiz ien und  d ie  sogenannten St. Jakobsspi täler  in  Luzern, 
Freiburg und St.  Maurice.  Es wurde schon damals e ine Art 

1 f. U .  B .  Ave· Lallemant :  Das deu tsche Gaune rtum, 1 .  f S. 38. 
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Naturalverpfl egung eingerichtet :  Nachtlager und Beköstigung 
mußten unentgeltlich an die Wanderer abgegeben werden. Ein 
Dritteil der Zehnten der Reichsdomänen sollte ad usum paupe­
rum et perigrinorum Verwendung finden. 

Die E rbauung der Städte hatte e ine s tarke Abwanderung 
von flüchtigen Hörigen in  d i eselben zur folge, w elche dort d ie  
Freiheit  e rlangen wol l ten. D iejenigen jedoch, welche wegen 
ihrer  s i tt l ichen Verwilderung n icht  in den Stad tverband auf­
genommen wurden,  f ielen auf d ie  Landstraße zurück ,  wo sie als 
wil lkommene Helfershelfer der  Raub ritter ein unstetes Wege­
lagererleben führten. Schon i m  1 2. Jahrhundert  bedeuteten sie 
eine große Gefahr  fü r den Handel  und Verkehr .  aber auch für 
kleinere Dörfer, welche vo r i h ren Angriffen nicht sicher ware1 1 .� 
Dieses l i chtscheue Gesindel  erh ie l t  Zuzug durch d ie  Spiel leute, 
Gaukler etc. ,  welche im Landfrieden von 1 244 eh rlos erklärt 
worden waren3 und weder zunft- noch IehensWhig aus der 
menschl ichen Gesellschaft ausgestoßen waren. Zuzug erhiel ten 
sie ferner durch verwi lderte, « gartende»  Landsknechte und 
n icht  zuletzt durch fahrende Schüler, welche als Gottesgelahrte 
und Kurpfuscher, vertraut mit der schwarzen Magie, recht oft 
den  guten Glauben der  Bevölkerung mißbrauchten. lm 1 4. Jah r­
hundert o rgan is ierten s ich besonders in Süddeutschland mäch­
tige Räuberbanden,  w elche  nach der Schlach t be i  Sempach auch 
die Nordschweiz unsicher machten. Besonders die Stadt Basel 1 
hatte unter d ieser Plage zu lei den, sodaß sie gezwungen war, sich 
durch Bündn isse mit dem Bischof von Straßburg u. a .  zu schüt­
zen. Von fahrenden D i rnen,  welche den Hoffesten, Tournieren 
und Konzi len nachzogen , berichtet Roterin?; : 5  sie sol len ih ren 
seßhaften und konzession ie rten Schwestern aui unrech tmäßige 

Weise Konkurrenz gell lacht haben ! 
Als das öffent l iche Leben der  Städte imme r 1 n e i l r  du rch das 

umhervagierende Volk gestört wurde ,  und d i e  Bett ler  d i e  K i r-

� f. C. /3. A ve - Lallemant a. a. 0. S. 46. 
:1 R.otering : Das Lan d s t re iche rturn seit den K reuzzügen,  S. 573. 
4 !Jrückner: Ve rsuch e i n e r  Besch reibung- h i s torischer  und na tür l icher  

tvlerkwü rdig-k e i ten  d e r  Stadt  ßase l .  Stück V I I I  S .  849. z i t. be i A vt;· Lallemant 
a . a. 0. S. 49. 

" R.otering : Das Lan d s t reiche rtum seit den K reuzzü�-:e1 1 .  Mon a ts-

schriit  i .  K rim.psycl· · .  Strai .rei .  I ( 1 904)  S .  :i7:3. 
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geschi e d e n  werden ,  u n d  n u r  d i e  W ü rd igen so l l e n  e i n e  U nter­
stützung erhalten.  Die Refo rmation wi l l  d ie Armen aucl l  s i t t l ic l 1 
erziehen u n d  i h n e n  d i e  Mögl i c h k e i t  geben.  sich se lber  aus d e r  
A r m u t  emporzuh eben.  D i ese I d een fanden insbeson d e r e  i n  Zü­
rich ihren Niederschlag in den Almoseno rdnungen der Jahre 
1 520 u n d  1 525. W ä h r e n d  in d e r  «Satzung vom A l m osen » vom 
8. September 1 520 noch die  Idee ,  d i e  A lmosengabe erfolge pro 
s alute animarum d e r  A l m osengeber, i m  Vordergrund stan d ,  und 
m an glaubte, daß << das B ettl e n  und A l m osenbi tten nicht w o h l  
abzustel l en oder  zu  verbieten i s t » ,  treten u n s  i n  d e r  << O r d n ung 
u n d  Artikel antreffe n d  d es A lmosens vom 1 5 . Januar  1 525» als  
w i ch tige Neuerung en tgegen : D i e  organ i s i e rte sta a t l i c h e  A rmen­
pflege auf G ru n d  e i n e r  städt ischen A rmenkasse (welche durch 
d i e  Säkularisation der  Ki rchengü ter geäufnct werden k onnte) 
u n d  das gänz l i c h e  Bettelv e rbot für die fremden Bett l e r 1 0  w u r d e  
i m  Spita l  e ine  regel rech te  << Herberge zur H e i m a t »  m i t  e i n e r  aus­
gebi l deten Natura lverpj]egung err ichtet .  ersch ienen n ä m l ich d i e  
Nichtseßhaften a m  Vormi ttag,  s o  w u r d e  i hnen Mus u n d  B rot  
zum I m b i ß  v e ra b reicht ,  ka men s i e  n a c hm i ttags, so w u rd en s ie  
z u m  Nachtmahl  i n  g le icher  Weise gespeist und ü b e r  d i e  Nach t 
beherbergt.  Tags d a rauf h atten s ie  weiter zu z iehen u n d  d u rften 
i nnerhalb e i n es halb en .Jah res n icht  w i e d e r  in der  H e rb erge er­
scheinen.  Kehrten s i e  trotzdem i n  die Sta d t  zu rück.  so war i h n en 
jeder öffentl iche wie h ei m l iche Bettel un ter schwerer Strafe 
verboten;  aber auch die E i n k e h r in  d i e  << E i l e n d e n-Herb e rge» 
war i hnen v e rwehrt .  Das gleiche Gebot  erging auch an d i e  
Landschaft. Ein str iktes Bettelverbot d rang h i er n i e  d urch 
(ausgenomm e n  in  Winterthur,  welches s i ch stark an d i e  Almo­
senordnung von 1 525 a n l ehnte) . So h i e l t  d ie  Lan dschaft, wo die 
Klosterämter z u r  A r menpflege h erbe igezogen waren,  an dem 
planlosen Austei len der Almosen fest, sodaß k e i n e  Verm i n d e-

10 Wenn im folgenden l!äuiig von N icl!tseßha iten m i t  der  Bezeichnung 
«Bett lern»  die Rede ist,  so sind d iese n icht  mit den zieml ich harmlosen 
«Bett lern und Hausiere rn »  zu v ergleichen, die s ich die schweiz.  Bevöl kerung 
heute mit  dem bekan n ten Emai lschi ldchen «Bette ln  und Hausieren verboten •· 
vom Leibe zu h a l ten sucht, sondern es handelt  sich n a türl i ch um Land ­
s t reicher u n d  Landiahrer im wah ren Sinne des Wortes, o f t  m i t  verbreche­
rischem Ein schlag. Die Quel len sprechen dann seh r oit von den sogenannten 
., starken B ettl e rn » . 
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rung d e r  Vaganten ein trat, i nd em sie  n u n  einfach v o n  Kloster zu 
Kloster wan d erten.  Gle ich wie die Landschaft gegenüber den 
zwingl ischen Refo rmen auf d iesem Gebiet  i n  e iner  k rit ischen 
Stel lung verharrte,  erfolgte in  d e r  Zeit  k u rz nach d e r  R efor­
mation i n  der Stadt ebenfalls e ine Reaktion.  Schon der Beschluß 
vo

_
n 1 539 zeigt recht d eut l ich ,  w i e  t ief  der Glaube an die s egen­

brmgende K raft guter Werke im Volk verankert  w a r. So w i rd 
d e r  Bettel a l lgemein wieder  gestattet,  1 545 w u rd e  derselbe den 
Fremden n eu erdings v e rboten, 1 558 wurde er schl ieß l ich den 
.Einheimischen auch wieder untersagt. Infolge d i eser  u nkonse­
quenten Armenpol i ti k  schwol l  d e r  Strom d e r  umherziehenden 
Bett ler wieder b eträch t l ich an.  Unter  ihnen befanden sich auch 
die sogenannten Sondersiechen,  die wegen i rgendeiner  eke l­
e r regenden Krankhei t  n irgends geduldet  waren u n d  so e in  elen­
des Leben a u f  der Landstraße und vor d en Stadttoren fr isteu 
mußten.U .Eine weitere G ruppe b i l deten d ie  mit Steuer- u n d  
Brandbriefen Bettelnden : E s  waren Leute, welche d urch schwere 
Not auf die Landstraße getrieben wurden, deren Hof verbrannt .  
deren Ernte verhagelt oder deren Heimwesen überschwemmt 
worden war. Sie l i eßen s ich von der Obrigkeit  e ine  Bestätigung­
über ihr  Unglück ausste l l en u n d  zogen d a m i t  Almosen heischend 
von Ort  zu O rt. Es ist  l eicht  vo rzuste l len ,  w i e  mancher Gau n e r  
s ich einen so lchen Bettelbrief  fä lschte,  u m  d a m i t  d a s  Mit le id  
d e r  M i tmenschen z u  erregen. - Unter  d e n  Nichtseßhaften nah ­
men die fahrenden Handwerksgesel len i mmer e ine eigene Stel­
l un g  ein : Sie  erhielten von den Zünften e inen Zeh rpfennig au f 
den Weg, wenn ihnen ke ine Arbeit  v e rschafft werden konnte .  
Auch ihnen w u rden schwe re Strafen a u fer l egt, wenn s ie  auf  dem 
Bettel ertappt wurden .  - I n  d i esem Wanderstrom befanden 
s ich nun leider a u ch noch Kinder ,  die von i h ren .Eltern entw e d e r  
verlassen o d e r  a u f  d i e  Bettelfahrt  geschickt worden waren. 
Wohl  e rkannte man,  daß man gerade s ie  frühzei ti g  an e in  ge- . 
regeltes Leben hätte gewöhnen sol len,  aber nachdem sie  v e r­
köstigt und beherbergt worden wa ren, wies man s ie  wieder  

1 1  l n  den S tä d ten hatte m a n  f ü r  d iese Leute Siechenhäuser  e inge richtet .  

z. B. i n  Zür ich das Pilegehaus St.  Jakob a n  d e r  Sih l ,  das Siechenhaus z u  
St. Moritz a n  d e r  Spa n n weid .  A n  d e r  Tagsatzung w a r  a b e r  i m m e r  wiede r 

von der  An steckungsgefa h r  d e r  Sonders iechen d ie l(e de. v e rgl .  z. B. E. A.  

Band 2,  S. ISO ( Juni  1 56 1 ) .  
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auf  d ie  Straße,  m i t  dem Befeh l .  rasch mögl i ch s t  i n  i h re Heimat  
z u  rückzukell ren. ' �  

In  d e r  Folgezeit  nahmen d i e  Bett ler- und Land streicher­
massen dauernd zu;  d ie  bösen t: l emente  u n t e r  i h n en wurden 
immer gefäh r l icher  und frech er .  Beso n d e rs a u f  den ent l egenen 
Gehöften w a r  d e r  rote Hahn auf  d e m  D a c l 1  sehr  gefü rch tet : 
Raub u n d  Mord b rennerei d ro h te den  Bauern ,  wenn s i e  d i e  

Schmarotzer n icht  fütterten.  D i e  Tagsa tzu ng; hoffte e in m a l  da­
d u rch O rd n ung zu schaffen,  daß s i e  die Ausweisung d e r  fremd­
ländischen Bett ler  anr iet .  Auße rdem so l l te  << jeder  O rt, K i l chhör i  
und Flecken se ine  Armen  se lber versorgen und ihnen k e i n es­
wegs gestatten,  mit i h r e n  Bett lern a n d eren Leuten läst ig  zu 
fa l len .» 1'3 Doch welcher  O r t  wol l te  s i ch d i eser ärml ichen ,  n i ch t­
seßhaften  Bevölkerung annehmen,  w e r  wollte s i e  a l s  B ü rg e r  

anerkennen ? 
I n  der Folge w u rden d i e  Beschlüsse d e r  Tagsa tzung i m m e r  

härter ,  d a  m a n  glaubte, d e r  Landp lage  n u r  m i t  sch ä r fsten r e ­

pressiven Mitteln Herr werden zu  könn e n . So wu rcle 1 580 ge­
raten : << d e r  starken Bett ler  ha lben ,  so den Bauern i n  d i e  Spei­
cher b rechen,  u n d  we lche  sie aus Furch t .  d a ß  sie sie a n zün d en .  

nicht  an gre ife n d ü rfen , w a rd a n gesehen .  daß  wenn d e rgle i chen 
böse Buben ihnen Sch a d en zufügen ,  so l len  sie s türmen .  den­
selben nachjagen,  und wo s ie  a u f  der  Ta t ergr i ffen . selbige u m ­
bringen u n d  s i e  ent le iben .  o h n e  d a ß  s i e  es d e r  Obr igke i t  we i te r  

zu v e rantworten haben . » 1 � Da d i e Armenpol ize i  n u r  un gen ügend 
o rganis iert  war (die Dörfer l i eßen die Dorfe ingänge d ur ch Pro­

fosen b ewachen ; die Städte l i e ßen  i l l r e  Bet t l ervögte auf den 
Straßen patrou i l l ieren) ,  verf ie l  man sch l i eßl i ch  auf das barba ri­
sche M ittel  der Bette!jagd en .  Mit bew affn e ten Schare i l  w u rd en  

d i e  h erumziehenden Landstre icher  zusammengetr ieben ,  d i e  v e r­
dächtigen ausgesondert ,  << gefängl i ch ei ngezogen und nac l l  Ver­
d i enen bestraft,  nach d em man s ie  p e i n l i ch examin i ert  hatte » .  

1 2  A .  Denzler: Geschi c h te des Armenwesens i m  K a n ton Zü rich i 1 1 1  
16. u n d  1 7. J a h rhundert .  S. 1 9 1 .  Auch d ie K i n der wu rden i n  d e n  Turm ge­

worfe n  und m i t  Ruten gestr ichen.  

��  B. Keller: Das A rmenwesen des Kantons Zürich \·om Beg inn  des 

1 8. Jahrhunderts  bis zum A rmengesetz von 1 836, S. 53. 
14 Vögelin: Über die Heimat l osen u n d  die Pi l icht  i h re r  V e rsorgung 

u n d  Einbürgerung. S. 1 0. 
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D i e  fremden Vaganten wurden über d ie  Grenze gebracht,  mi t  
d e m  E rfolg, daß d e r  Nachbarort,  n i c h t  erfreut über so lchen Zu­
zug, sie an einer andern Ste l le  wieder  über die Grenze schob. 
D.�l d iese Praxis zu nichts führte, unternahm man « gemeineidge­
nossisc l ! e  Bette!jäginnen» ,  wobei es dem Bauern abermals  er­
laubt wurde, d ie  so auf der  Tat Ergriffenen umzubringen.1 5  

Während des d re iß igjährigen Kr ieges erre ichte d ie  Bett ler­
plage i h ren Höhepunkt, indem Scharen von Vertri ebenen i n  der  
Schweiz s ich e inen  Zufluchtsor t  suchten .  Mi t  i hnen kam natür­
l i ch auch v i e l  verkommenes Gesindel .  Bern und  Zürich err ich­
teten 1 6 1 0, bezw. 1 630 Schel lenwerke. Die gefangenen Land­
streicher  wurden angekettet und mit  dem Ring um den Hals 
hatten s ie  8- 1 5  Tage zu arbei ten ; auch die K inder  wurden i n  
d i e  Schel lenwerke geworfen, wenn s i e  stark genug waren. D ie  
Flüchtl inge tei l te man  in  Gruppen e i n ,  und  unter Anle i tung eines 
Rottmeisters sollten sie verschiedene Bauarbeiten für die Stadt 
ausführen.w 

D iese  an  sich r icht ige Maßnahme verursachte aber zu hohe  
Kosten im  Verhältnis zum Nutzen, den man aus  i h r  zog, und  a ls  
man erkannte, daß s ich unter  d iesen Flüchtl ingen auch sehr vie le  
echte Landstreicher und Gauner befanden,  entschied man s ich 
zuungunsten der  F lüch tl inge und jagte s ie  samt den Landstrei­
chern wieder zum Lande h i naus. Die Lage wurde gegen Ende 
des dre iß igjährigen Kri eges immer u nhaltbarer,  a ls mi t  den 
entlassenen Soldaten, die i n fo lge jenes langen Kr iegsdienstes 
verwi lder t  und verroht waren, auch noch « go tt loses Heiden­
ges ind ,  Zygineren ,  Oygeren, Lyrent irnen ,  verdächt ige Krämer. 
überflüssiges Harzergesind ,  Keßleren.  d ie keine Schyn haben. 
überlegene und unverschambte Schulmeister und dergleichen 
iu len,  verdächtigen und beschwerl ichen Fasel >> 1 7 ins Land s tröm­
ten, kurz, die Altvorderen unserer heu tigen Landfahrer.  Schl ieß­
l i ch hal f  man sich dadurch, daß man e inen Tei l  der aufgegriffe-

1 5 E. A.  IV S. 80 1 ,  I V  2, S.  8 18. Ve n;;le iche a uch eine Berner Verord­
nung: vom 1 6. Mai  1 646, wo jedermann das Recht e ingeräumt wird,  ver­
dächt iges Ges inde l  «VOn se lbsten n iederzumachen und sich a lso desselben 
mit P rügeln und Schießen würk l ich z u  ent led igen " .  (K. Geiser: Geschichte· 
des A rmenwesens im Kanton B e rn ,  S. 68.) 

w Denzier a. a. 0. S. 8 1 .  
1 7  So z i t iert in  Denzier a .  a .  0 .  S .  203. 
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nen Landstreicher und Landfahrer i n  fremde Kr iegsdienste 
schickte oder sie nach Ven e d i g  auf die Galee ren befö r derte . 1 8 

Die  B etteljagden häuften s ich gegen Ende des 1 7. Jahrhunderts .  
lnfolge der  Verdienst losigkeit  und der  Teuerung im eigenen 
Lande nahm auch der e i nhe imische Bettel  wieder zu .  Die Tag­
satzung konnte s ich zu ke iner  vernünf t igen Regelung auf r<1 ffen .  
schleppte das Traktandum noch das ganze 1 8. J ahrhundert m i t .  
um es endl ich 1 785 überhaupt fal len  zu lassen . D i e  Ansicht .  d<1 ß 
d ie  Armut e in unvermeid l iches Übel se i .  war zutiefst in der  
Geisteshaltung der  damal igen Ze i t  verankert, - ja noch mehr 
- wie Ke l ler 19 ausführt ,  betrachtete der Merkant i l i smus  d i e  
Armut  a ls  unentbeh r l i chen St imu lus  fü r ges te igerte Arbe i ts­
le istung. Die Armenunterstützungen wurden grundsätzl ich nur  
den Arbeitsunfähigen zuerkannt ,  und nur  im  äußersten Notfa l l  
Arbei tslosen o d e r  Arbeitern m i t  ungenügendem Verd ienst. D i es 
traf natür l ich umso weniger für d ie  Nichtseßhaften zu : Weder  
wurde der  Versuch gemacht ,  s ie  seßhaft zu machen, ihnen Ar­
beit zu b eschaffen, noch wurde ihnen eine Unterstützung ge ­
währt .  

Erst d ie  Aufklärung b ekämpfte d ie  Anschauung, daß Armut 
e in  unabänderl iches Fatum se i  und verkündete den G rundsatz. 
daß das Recht auf Ex is tenz e i n  nach natür l ichen und !!:Ött l ichen 
Gesetzen unveräußer l iches Menschenrecht  se i .  H i e r  f inden wi r  
Versuche, d ie brach l iegenden Arbeitskräfte in Arbeits-, Sp inn­
und Industr ieschulen zur  Arbei t zu erz ie l ie i i .�0 I n  der  r�evolu­
t ionsgesetzgebung wird der Grundsatz aufgeste l l t ,  daß die Oe­
sei lschaft ih ren unglück l ichen Bürgern den Unterhalt  schu lde ,  
entweder durch Arbeitsbeschaffung oder durch  Un terstützung 
der  Arbeitsunfähigen aus öffent l ichen Mi ttel n .  D i e s  prokla­
mierte auch die h elvet isch e S taatsverfassung"1 des J <tlnes 1 798. 

1 8 Bettel jägiman d a t  vom 23.  Mai  1 649. St .  A.  Z.  Nla nda t ssam ni l u t l �  
No. 1 27. E. A.  I V ,  2 ,  S. 808 ( September 1 58.1 ) : V erh a nd l u n �en mi t  den  
span ischen und savoyi schen Ambassadoren . « d ami t  m an d ie  k r ii i t i �en  a u s  
d iesem Ges inde l  a n  d ie  Ga leere n  abl ieiern könne» .  

1 9 B.  Keller: Das A rmenwesen des  Kantons Zü rich, S. 2 .  
20 M a n  er innere s ich z .  B. a n  den V e rsuch Pestalozzis, der im « N eu­

hof" bei  B i r r  1 775 die erste A rmenschule e in richtete, d ie  aber, wie d ie  
meisten d ieser U n ternehmungen,  scheiterte. 

21 ]. Strick/er: Aktensamm l un g  aus der Zeit der heh et ischen Repub l ik  

1 798 b i s  1 803, IV 1 327 tl'' ' V 1 306. 
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d i e  best immte : « da ß  Eltern, d i e  ihre  K i n d e r  betteln schicken,  
ohne daß sie a l ler  Unterstützung und Lebensmittel beraubt s ind,  
sowie auch jede P e rson, d ie  e ines Alters ist ,  d a ß  s ie  a rb e iten 
kann. oder  die von i h re r  Gemei n d e  u nterstützt ist ,  und sich 
d ennoch dem H e rumstre i fen und d em Bettel völ l ig  ergibt, zwei­
mal  insgehe im ermahnt, im Wiederholungsfal l  vor das Sitten­
!-';ericht vorgeladen und e n d l i c h  d e r  Mun izipal i tät  angezeigt wer­
den sol len . >> 22 Diese Besti mmungen bl ieben aber k rasse Theorie,  
und man beklagte s ich w i e d e r  über das Zunehmen der Be­
raubungen und E rpressungen auf d en öffent l ichen Straßen, so­
daß sich die Beam ten nach fruchtloser Anwendung der w en igen 
Mi ttel , die i h n en zur Verfügung standen, um dem U n h ei l  zu 
steuern,  s ich an das Pol ize idepa rtement zu r E rl angung k räft i­
,l!;erer H i lfe wandten .  Dieses b efah l  dann in seinen « Pol ize i­
m aß regeln zu r Aufgreifung, resp.  Fortschaffung von Gauner­
und Bettelges i n d el >>n eine l�azzia,  wobei  d i e  i n d iv i duel le  Be­
h a n d l ung der Verhafteten zugesich e r t  war. Die scharfen Bettel­
jagden näm l i ch ,  welche in Süddeutschland und im Vorarlberg 
u m  die Jahrhund ertwende du rchgeführt  worden waren,  h atten 
zur folge,  daß s ich ganze Scha ren von Zigeun ern,  J ennischen 
und Landstrei c h e rn  über d i e  Nordostgrenze i n  unser Land flüch­
teten,  wäh rend an der Südgrenze die ausländ ischen Beh ö rd en 
i h ren Vaganten den Weg in d i e  Heimat  v ersperrten u n d  i h r e  
eigenen i nsgeheim in  d i e  Schweiz schickten.  I n  d en Ausführun­
gen zu jenen Pol ize imaß regeln werden ebenfalls d i e  Lan dfah­
rerf a m i l ien erwähnt ,  << welche schon vor der Revolution i n  d en 
k le ineren Kantonen g e d u l d e t  worden waren, und an welche sich 
d i e  Einwol 1 11er  gewissermaßen gewöh n t  hatten.  Unter d en 
scheinbaren Gewerben von Keßlern,  Korbmachern, Zundel ­
krämern etc. z iehen ganze Fam i l ien i n  den Bergtälern herum, 
erha l ten i n  d en Gemeinden aus Barmherzigkeit  und Bigotterie,  
auf e inzelnen Höfen aus furcht vor Rache,  Nahrungsmittel ,  Un­
terschlupf und Nachtlager und werden von d e n  schwachen Be­
hörden meist unbehel l i gt gelassen. Zuzug erhielten s ie  immer 
wieder  d u rch v e r w i l d erte Soldaten ,  welche das Arbeiten ver­
lernt  h atten u n d  welchen e in  freies,  wi ldes  Leben m e h r  zu­
sagte,  als e in  eh rbares Handwerk . >> 

22 Strick/er a. a. 0. V l  437 if.  
23 Strick/er a. a. 0. IX S. 1 040. 

1 7  

§ 2. Erstmal iger Versuch einer umfassenden und 

systematischen 1-< egel u n g  d es Nichtseßhaftenprobl ems 

i m  19.  Jahrh u n d ert 

I. Das Heimatlosenproblem 

I .  Die Zustünde in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

D i e  s chönen G rundsätze d e r  Helvetik ,  welche d i e  I d e e  d e r  
Gle ichberecht igung a l l e r  Menschen p rok lami erte,  er lagen in d e r  
M e d iat ionszeit  w i e d e r  d em G edanken d e r  Aussch eidung- unbe­
rechtigter Klassen.  Bis  zur  BV 1 848 sch l u g  man s ich  mühsam 
mit d em Problem der H e i matlosen h e rum : Fo rtsch ri tt l ich­
a l tru ist ische Gedanken bekämpften egoistisch-k le in l iche  Gesin­
nung; Verzögerungen und Vorbehalte e in zelner Kantone v er­
h i nderten das Zusta n d ekommen e ines Werkes, w elches seit  
.Ja h r h u nderten immer wieder auf die lange Bank geschoben 
wurde. W i r  f inden nun das Vagan tenproblem (beson ders das 
Landfahrerproblem) im a l l gemeinen Rah men der Heimatlosen­
frage. Unter H e i m a tlosen v erstand man Hintersassen, welche 
i nfolge Rel igionsänderung i h r  Bürger rech t verloren h atten oder 
<1us  i rgend e inem andern G runde,  w i e  z. B. d e m  Unvermögen 
zum Bürgerrechtseinkauf oder der Verlust igerklärung des h el­
vetischen Bürgerrechts, kein öffentl iches Staatsan gehörigkeits­
recht b esaßen u n d  daher  w i e  fremde,  entweder in i rgend e inem 
Kanto n  gedul d et, oder  wenn s i e  ke inen H eimatsch ein besaßen , 
von Kanton zu Kanton geschoben wu rden.  Die Kantone v er­
h i elten s i ch gegenüber d i esen a rmen Famil ien,  welche sehr oft  
n icht  das Geld  aufbrachten,  sich e inzu kaufen,  äuß erst ab lehnen d, 
bis dann im J a h re 1 808 auf Betre iben des luzern ischen Lan d­
ammanns Vincenz Rüttimann e ine Kommission besti m m t  wurde,  
welche a n  der Tagsatzung von 1 8 1 1 Anträge einb rin gen sol lte,  
welche dann die Gru n dlage b i ldeten für das Konkordat vom 
1 6. Juni 1 8 1 2 :  H eima tlose,  die ein früheres Kantonsbü rgerrecht 
nachweisen konnten,  sol l ten vor läuf ig  im ,�;egcnwärt igen Auf­
enthaltskanto n geduldet  w e r d e n ;  d i e  bete i l igten Kantone h ätten 
sich auf dem Korrespondenzwege zu e in igen .  Heimatlose, d i e  
i h r  f rü h eres Bürgerrecht n icht  nachzuweisen ve rmochten, m üß­
ten im Aufenthaltsk:- - · �-on gedu l d e t  werden,  ebenso d i ejenigen,  

! \\. n l t i s h li h l .  L ;t !Hl s t rc i chc-.-rilm 
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sehe Arbeitsd ienstpf l icht,15 den BRB über den Arbeitseinsatz i n  
d e r  Landwirtschaft u n d  den BRB über  d i e  Bi ldung v o n  Arbe i ts ­
d e tachementen. D u rch diese Maßnahmen,  durch welche d e r  
l etzte Bürger erfaßt werden k a n n ,  w urden d i e  Landstraßen 
vol lends von den Wanderarbei ts losen befreit .  

Anhang : 

Vom Landeski rchl ichen Verein Arbeitshi l fe w u rden v o n  
1 934 b i s  1939 c a .  30  Arbeitslager durchgeführt ,  m i t  insgesamt 
2734 Tei lnehmern und 1 5 1  033 Ve rpflegungstagen. 

Vom Schweizerischen Arbeitsdienst  wurden von 1 935 b is 
1 939 1 1 6 Arbe i tslager für ältere Arbeitslose du rchgeführt .  Aus 
der nachstehenden Tab e l l e  ist  i m  Detai l  ersichtl ich,  welch e ine  
w i chtige Entwicklung die Einführung des  Arbeitsdienstes in  
bezug auf d i e  Wan d e rarbeitslosigkeit  hatte.  (Entnommen aus 
dem Jahresber icht  des freiwi l l i gen Arbei tsdienstes 1 939.) 

Arbeitslager des ireiwil l igen Arbeitsdienstes 

Jahr 

1 933 
1934 

1935 
1 936 
1 937 
1 938 
1 939 

I 
Z a h l  d e r  Lager 

I
Zahl  d e r  T e i l n e h m e�� 

FA D 1 6 1A A A  "I T o t a l  F A D  I A A A  I Total l 
36 - 36 1000 - 1000 
76 - 76 2500 - 2500 
87 8 95 4400 300 4700 
89 26 115 4600 1000 5600 
64 3 1  95 3400 1 700 5100 
60 34 94 3200 2200 5400 
26 17 43 1 300 

.
1 400 2700 

L a g e r t a g e  

FA D I A AA I Total  

63 000 - 63 000 

180 000 - 180 000 

258 000 16 000 274 000 

279 000 92 000 37 1 000 

2 1 4  000 13 1 000 3,15 000 
200 000 1 64 000 364 000 

81 500 94 500 176 000 I 

§ 4.  Die Normen des Straf-, Verwaltungs - u n d  

Vormundschaftsrechts gegen d i e  Nichts e ßhaftigkeit 

I. Strairecht 

Schon in der ersten Hälfte d es 19. Jahrhunderts b egannen 
einzelne Kantone den Tatbesta n d  der Landstreicherei  i n  i h re 
Armengesetze aufzunehmen.  Dies geschah i n  v e rstärktem Maße.  
als der  Bundesgesetzgeber d i e  H eimatlosenfrage geregelt  und 

1 5 A .  S .  55. 837. 
1 6 F re i w i l l ige r A rbeitsd iens t  (Arbe i ts lager für jüngere A l te rsklassen ) .  
1 7 A rbeitslager i ü r  ä l te re A rbeits lose. 
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d e n  Kanto n en d i e  fürsorgerecht l iche Seite d es P roblems über­
lassen h a tte.  Mit  der Errichtung von Armenhäusern mußten 

die notwendige n  armenpol izei l ichen Maßnahmen gegen un­
o rdent l iche,  trunksüchtige,  ungehorsame und die  Unterstützungs­
beiträge verschleudernde Arme geschaffen werden.  Diesen 
Strafa n d rohungen wu rden meistens auch d i e  Landstreicher und 
B e tt ler  u nterste l l t, m i t  d e r  Ausnahme,  daß man d i e  kantons­
fremden Bett ler  und Landstreicher aus E rsparnisgründen ohne 
Bestrafung i n  ih ren H eimatkanton abschob. Es würde h i er zu 
w e i t  füh ren,  d i e  Entwicklung der  e inzelnen kantonalen Armen­
gesetze zu v er folgen,  aber es sollen die a l lgemeinen M a ßnahmen 
b e t rachtet  werden,  d i e  i n  e inzelnen Kantonen heute  noch in 
K raft stehen.  

Außer vier  Kantonen, die e in eigenes System befolgten,  und 
d e n  beiden Appenzel l ,  welche bis 1 870 überhaupt noch kei n e  
Regelung besaßen,  wurde d i e  Landstrei cherei  i n  den A rmen­
o d e r  Armenpol ize igesetzen norm i e rt.  Die S trafbes t i m mungen 
sahen meist  k urze Haft o d e r  Arreststrafen, E insperrung b e i  
·wasser u n d  B r o t ,  Einweisung ins  A rmenhaus bei  verringerter 
Nahrung, Unterstützungsen tzug c tc .  vor. Dann wa ren es aber 
auch körperl iche Züchtigungen,  von welchen man sich e ine 
Besserung der  Nichtseßhaften v e rsprach. So hatte z. B. das 
Armengesetz des Kantons Luzern1  noch e ine  ganze Ruten­
stre ichtabe l l e, wobei  d i e  Weibspersonen u n d  die  Kinder d i e  
Rutenstreiche auf  d i e  entblößten A r m e  empfangen sol l ten .  Ver­
e inzelt  f inden w i r  auch Ausdrücke wie «Fron a r b e i t  für die Ge­
m e i n d e » ,  « Verwendung zu r Feldarb e i t » ,  « k o r rekt ionel le»  Be­
strafung, aber auch schon die E inweisung in eine Zwangs­
arbeitsanstalt.2 

Basel-Stadt3 u n d  Aa rgau4 schlugen als R e a k tion gegen 
asoziales Verhalten Zwangsarbei t  erstmals in sogenannten Ver-

1 Gesetz ü b e r  das A rmen wesen vom 5. Dezem ber 1 k56. 

2 Zwangsarbeit  oder A rbeitshausstraie sahen vor Schaifhausen 185 1 : 

t:inweisung soga r auf  unbest immte Z e i t  d u rch den Regierungsrat ; O l a rus 

1852, Schwyz u n d  Bern 1858, G raubünden 1867. F reiburg 1869, Zürich 1879. 

3 H i e r  w u rden aber led ig l ich a rbeitsscheue, u n te rstützte Kantons-
bürger i n  d ie  K o rrek t ionsanstalt  e ingewiesen. 

4 Gesetz über d i e  Ein richtung einer Z wangsa rbeitsa nstalt  vom 19. H o r­

nung 1 868. D ieses (JP<�tz is t  heute n och in K raft .  
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so rgungsgesetzen vor.  I n  Strafgesetzbüchern f indet  man d e n  
Tatbestand zum ersten Mal  in den  Kantonen Neuenbu rg5 und 
Waadt.G Neuenburg übernahm d en Tatbestand wört l ich aus d em 
Code Napoleon,' w i e  später dann n o ch andere  Kantone.  E ine  
o rig ine l le  Lösung fand d e r  Kanton Wal l i s  in  e inem B eschluß 
des  Staa ts rates, nach welchem die  Gemeindepräsidenten,  Mun i ­
cipal räte u n d  Mi tgl i e d e r  d e r  Wohltät igkeits inst itut ionen gebüßt  
w erden sol l ten, w enn s ie  Bette l  u n d  Vagantität  d u ldeten,  bezw. 
wenn e in Landstreich e r  m eh rmals  i n  se ine  Heimatgemei n d e  
zurücktransport iert  werden mußte .  

Im großen und ganzen kann gesagt werden ,  d a ß  d e r  Aus­
bau des  Armenwesens v ie l  dazu be i trug, die Nichtseßhaft igkeit  
e in zudämmen ; daß aber o ft ganz unsinnige Praktiken vorkamen.  
ze igt z.  B.  die  K ri t ik  des Zürch e r  Regierungsrates an e iner  Ge­
meindearmenpfl ege,8 welche «pf l ichtschuld igst» b er ichtete : 

« D i e  A rmenpol ize i  wird  h ier  durch d i e  Kantonspol ize i  
g-ehandhabt,  welche  uns h i esige Vaganten pf l ichtschuld igst  
zuführt .  W i r  sperren s i e  pfl i chtschul d igst e in ige Tage e in ,  
u n d  nac l ldem w i r  s ie  gewöhnl ich neu  e ingekle idet  und s ie  
m i t  e inem Zeh rpfen n i g  ausgestattet haben,  l assen w i r  s i e  
w i e d e r  laufe n . >> 
Auch daraus ersehen w i r, w i e  lange es ging,  gegen d i e  

Landstreicherei  e i n e  Reakt ion auszulösen, obschon - w i e  h i e r  
1 881 - bere i ts z w e i  Jahre - d i e  Mögl i ch k e i t  bestand,  d i e  L i e ­
d e rl ichen in e in  Korrektionshaus e inzul i efern.B  Außerdem war zu 
jener  Zei t  d i e  Natura l v e rpf legung i m  K a n ton Zürich noch  n i c h t  
e i ngeführt.  E s  war wirk l i ch d iese I nst itut ion,  welche  den undis­
z ip l in ierten W a n d e rstrom damals i n  geregelte  Bahnen l e n k t e .  
D ennoch h a t  d e r  Staat n i e  g a n z  d a r a u f  v e rzichtet,  d i e  wandern­
d e n  Arbeitsscheuen mit  straf- oder verwaltungsrechtl ichen Maß­
nahmen zu bekämpfen.  Bevor w i r  an die Sch i ld e rung d es gegen­
wärtigen Rechtszustan des �ehen,  so l len noch kurz die Be-

�, C.  P.  1 856 A rt .  90  i i .  
• ;  C.  P.  1 867 A rt .  1 4 1  i i .  
7 Verg- 1 .  Frauen/ob : Be ttel  und Landstre ichere i  nac l 1  scl iweiz.  S t ra i­

recht,  S. 67. 

s Amtsblat t  1 88 ! ,  S. 793. 

n V O  hetr. d i e  Ü r)!;.  d e r  staat l .  Ko rr. Ansta l t  l� ingw i l .  Oii. Sam m ! ?: .  

Bd .  2 1 .  S. 496. 
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m ühungen b e rührt  werden,  welche unternommen wurden,  um 
den Tatbestand der Vaga n t i t ä t  auf eidgenö s s i s c h e m  Boden z u  

erfassen. 

1 .  Der Versuch der Tatbestandsvereinheitlichung im STGR 

In den Motiven zum Vorentwurf e ines schweizerischen 
Strafgesetzbuches füh rt  Stooß (S. 7) a u s :  « daß sich die Straf­
rechtsvereinhei tl ichung ohne Zweife l  auf  sämtl iche Handlungen 
z u  erstrecken h abe, welche gegenwä rtig als Verbrechen behan­
delt würden ; aber auch die Strafgesetzgebung betr. die Über­
tretunge n  sollte i nsowe i t  dem Bunde übertragen w e r d en ,  a ls  d i e  
Bestimmungen sich auf  a l lgemeine .  d i e  ganze Schweiz betref­
fende Verhältnisse bezögen >> .  Dem kantonalen Strafrecht  sol l ten 
led ig lich Strafbestimmungen kantona len  und loka len  Charakters 
vorbehalten sein ,  zur Festsetzung d e r  für das kantonale  Straf­
recht zulässigen Strafe. 10 Aus d ieser  Erkenntnis  he raus wurde 
auch d e r  Ta tbestand d e r  Landstre ichere i  im VE 1 R94 Art.  204 1 1  
folge n de rmaßen aufgenommen : 

<< D e r  Arbei tsfähige,  der  aus Arbeitsscheu m i t t e l los i rn  
Land h e rumzieht  o d e r  s ich fortgesetzt in  W ü l d e rn  o d e r  a u f  
öffent l ichen Plätzen o d e r  Straßen h e rumtre ibt .  o d e r  bette l t .  
oder se ine  Kinder zum Bettel  ausschickt ,  w i rd 1 1 1 i t  Haft be­
straft, oder auf  e in b is  dre i  J a h re in e ine  Arbeitsanstalt  
v e rsetzt . >> 
D i e  B etonung l iegt  h i e r  noch  auf d e r  Arbei tsfä h i gke i t .  Gegen 

d e n  Arbeitsunfäh igen sol l  man mit fürso rge risc i i en Maßnahmen 
vorgehen.  D urch d iese  Best innnung w u rden d i e  Landstreicher 
u n d  Bett ler  ausd rückl ich von den übrige n  << L i e d e rl ichen»  ge­
trenn t :  Die l e tzteren sol l ten für i h r  Verhal ten  auf a d m i n istra­
t ivem Wege du rch das kantonale Recht  in  e i n e  Arbeitsansta l t  
e ingewiesen werden,  w ä h r e n d  das V e r h a l t e n  d e r  e rsteren aus­
d rückl ich u n t e r  Strafe gestel lt  werden und die Einweisung in  
d i e  Arbeitsansta l t  d u rch e i n  Strafu rte i l  e rfolgen sol l te . 1 � 

I n  d e r  zwe i ten Lesung wurde  i 1 1 1  d a m a l igen A rt. .2441'1 d i e 

1 0  So auch Zürcher in den  Er läuterungen zum V f: 1 908. S. 434. Do.  

P rot. Exp. I I .  Bd. 5. S.  409 u n d  Bd .  6 .  S .  1 98 .  

1 1  Ebenso in  der Ausgabe , ·om M ä rz 1 895 Art .  223 : Juni  1 895 Art. 2?.7. 

1" Erste Lesung S. 322. 
1 :1 V I� , . .  ?.S. Se !' ' " • n h e 1· 1 895. 
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Landstreicherei  i n  ein em ers ten Absatz vom B ettel getrennt .  
Co rnaz bean tragte,  den Ar tikel überhaupt zu s t r e ichen,  d a  d e n  

Kantonen d a s  Recht n icht  genommen werden könne.  Bett ler  und 
Landstreicher auszuweisen.  Nach dem VE sol l ten sie jedoch 
gezwungen werden,  d i e  Betreffend e n  zuerst zu bestrafen, u m  
s i e  d a n n  evtl.  nach Armenrecht  auszuweisen.  Dagegen legte 
Stooß großes Gewicht auf die Beibehaltung der  Bestimmung,  
da d e r  Bettel  und die Landstreicherei <<e ine  Landplage sei ,  unter 
der d i e  ganze Schweiz  le ide >> .  « W en n  wir auf k riminalpoli­
tischem Gebiete etwas e rre ichen wollen, dann müssen wir  h ier  
anfangen . >> Stooß stand h ier  auf dem i d ealistischen Standpun k t, 
daß d i e  Kantone vor der Ausweisung der Vaganten gegen die­
selben e ine  Strafe auszufäl len h ä tten. d enn ohne Strafe wäre 
ein e  w i rksame Bekämpfun g  nicht mögl ich.  Der E i nwand Cornaz' 
war jedoch n icht u n be r echtigt ,  denn als einzig wi rksame Maß­
nahm e  ist  h ier  wohl  d ie  E inweisung in die  Arbeitsanstalt zu 
betrachten.  M i t  der  E inweisung du rch ein strafrech tl iches U rtei l  
hä tte aber d e r  e i nweisende Kanton a u c h  die  Verpflegungskosten 
zu tragen.  D o ch warum sol l te ein Kanton für  d i e  Landstreicher 
eines andern aufkom men ? Wäre das n icht  d ie  Aufgabe d es 
Heimatkantons,  der  ja auch für  seine f inanzie l l  h e r u n te rge­
kommenen seßhaften Bü rger n ach Armen recht zu sorgen hat?  
Stooß war jedoch der Ansicht,  daß d i e  Einweisung in  e ine 
Arbeitsanstalt  n u r  fakultativ se i , u n d  daß « d ieser Artikel  n ur 
e ine Mahnung an die Kantone sein sollte,  solche Arbeitsan stal ten 
zu e rrichten . >> So sehen w i r  den \Vi de rstreit  der Ansich ten : Die  
i d eale Auffassung Stooß',  welcher überzeugt war, der  Landes­
plage n ur m i t  einer e inhe i tl ichen Bestimmung auf den Leib 
rücken zu können,  a n dersei ts d ie  mehr  realist ische Befürchtung, 
daß es unmöglich wäre, den Kantonen das Recht der Aus­
weisung auf dem Adm i nistrativwege w egzu n ehmen, «da sie 
es seit d e r  Gründung der E i dgenossenschaft besessen hätten>> . 1 4 
Oieses Problem ist heute noch n i ch t gelöst. Weiterhin w u r d e  
d a n n  i n  der  Fassu ng d e s  VE 1 895 die Einweisung i n  e ine Arbeits­
anstalt  an d i e  Bedingung gelmüpft,  daß der Täter innerhalb 
e ines Jah res rückfäl l ig w e rde. 

Die k le ine Expertenkornmission fügte im VE 1 903 (Art. 255) 

t4 Verl ia n tl lungen der e rs ten  txp. Komm. S. 322. 
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als weitere wichtige M a ßnahme nach E rmessen d es Rich ters 
d en Entzug der e l terl ichen Gewalt, bezw. der  Vormundschaft 
bei ; n ach V E  1 908 war dieser Entzug überhaupt anzuordnen.  
D i ese scharfe Bestimmu n g  w u r d e  in den Be ratungen der  zweiten 
Expertenkornmission wieder  fa l l en gelassen u n d  in das Ermes­
sen des R i ch ters gestellt .  In d e r  Vorlage der  Redaktionskom­
m ission zu Handen der  Expertenkommission fällt  uns als Neu­
heit die Verhängung der Landesverweisung auf, bei d iesem 
T a tbestand wohl eine Selbstverstä n d l ichkeit , die jedoch bei den Übertretungen n ach den Bestimmungen des allgerneinen Teils 
ausdrückl ich e rwähnt w e rden m u ß .  In d ieser  Vorlage wurde d ie  
kasuistische Formulierung d es Stooß'sch en En twurfes fallen ge­
l assen u n d  einfach b estim m t :  «wer aus A rbeitsscheu mittellos 
im Lande h e ru mzieht  . . . . .  >> . Bei  Rückfäl l igkeit  sollte der 
Richter  statt einer Strafe den Täter in  e ine A rbe i tserziehungs­
oder gegebenenfalls in eine Trinkerhei lanstalt  einweisen können . 

I n  d e n  B e ratungen der  zweiten E x p ertenkomm ission wurde 
auf  Antrag Tho rmanns ergän zen d beigefügt : «Wer aus Arbeits­
scheu mi ttellos im Lande h erumzieht oder s ich fortgesetzt an 
e inem O rte ohne fes tes Unterkommen herumtreibt >> (soge­
n an n te Stadtstreicherei ) .  Einern An trag von Lachenal ,  der bei­
fügen wollte ,  daß nur d e rjenige als Landstreicher zu b etrachten 
sei,  der  kein Domizil  besi tze, wurde mit  Recht entgegen ge­
h alten,  daß es Landstreicher gebe, die wohl ein Domizil  besäßen, 
davon aber nur zei tweise,  viel le icht  nu r i m  W inter ,  Gebrauch 
machten.  Endl ich wurde es dem Richter freigestel l t, den rück­
fälligen Delinquenten vor der Einweisung in die Arbeitserzie­
h u n gsanstalt n ochmals mit Haft zu b estrafen.  Diese Bestimmung 
wurde dann glücklicherweise wieder  fal len gelassen, ebenso die 
Einweisung in e ine Trinkerh eilanstalt, « d a  d iese i h r·es Zwecks 
entfremdet würde>> (Thorrnann). I n  d i esen Abänd e rungen wurde 
der Artikel  i m  VE 1 9 1 6  (Art.  339) redigiert  u n d  im E 1 9 1 8  in  
A rt .  332 i n  folgender e ndgültiger Fassung übernommen : 

1 .  Wer aus A rbeitssch e u  m i ttellos i m  Lande herumzieht 
oder sich fortgesetzt an einem O rte ohne festes Unter­
kommen u m hertreibt ,  . . . . .  w i r d  m i t  Haft bestraft. Der  
R i chter  kann dem Täter  d i e  elterl iche Gewalt  entziehen. 
Ist  der Täter e in  Ausländer ,  so kann n eben der  Haupt­
strafe auf Lan desverweisung erkannt  werden .  Macht sich 
der Täter · · Ablauf e ines Jahres nach der  Verurteilu n g  

4 \Va l t i s b ü h l .  L . a nd s ti'elcher l um  
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nochmals dieser Übertretung schuldig, so kann ihn d e r  
R i c h t e r  i n  e i n e  A rbe i ts e rziehungsanstalt einweisen. 

Obwohl der Bundesrat der begründeten Auffassung15 war,  
daß es  s ich be i  diesen Übertretungen n i c h t  um so lche lokalen 
Charakters han dle, wurde die ganze sorgfält ige Arbei t zunichte 
gemach t, i ndem die Bundesversammlung bei  den parlamen­
tarischen Beratungen sämtl iche Übertretungen gegen den 
öffentl ichen Frieden den Kantonen zur R e ge l u n g  überl ieß . 1 '; 

2. Das geltende Recht 

Als bun desrecht l iche Normen s ind an dieser Stel le d ie  
Art.  1 8  und  19 des Iieimatlosen gesctzes in E r i n n e rung zu rufen . 

welche nun als subs id iäres Strafrecht immer noch Geltung 
habenY' Wie man sich be i  e iner Untersuchung von Strafregister­
auszügen überzeugen konn te, werden d iese Bestimmungen ge­
genüber den Landfahrern h ie  und da noch angewendet.1 8 

Von größerer Bedeutung s ind jedoch : 

a) Die Normen des kantonalen Strafrec/zts 

Leider zeigt sich hier wieder deutl ich das Bi ld der I<.echts­
zersplitterung, d ie immer dann auftritt , wenn eine v ersc h i edene 
al lgemeine Belange berühren de Materie den Kan tonen zur Nor­
mierung überlassen wird .  Neben den rein strafrecht l ichen Nor­
men bestehen in  den me isten Kantonen noch Bestimmungen des 
Verwa ltungsrechts (adminis trative Zwang-sversorgung von Lie­
derl ichen und  Arbe i tsscheuen) .  sodaß auch durch d iese Tatsache 

1 5  Bundesrät l .  B o tschaft  S .  6 1 .  
t n  Ste11. V B  NR S. 5 1 5. STR. S. 237. 

17 A rt. 1 8 :  Berui los he rumziehen d e  Vaganten und Bett ler sol len ,  ie 

nach den G�setzen des Kantons,  i n  welchem sie  betroifen werden,  o d e r  in 

E rmangelung derselben,  mit Verhaft  oder Zwangsarbeit bestraft werden.  

Ausländ ische Vagante n  s i n d  i h rem Heimatstaate zuzuweisen.  

Art .  1 9 :  Personen,  welche in v e rsch iedenen Kantonen a u f  e inem Berufe 

oder Gewe rbe h erumziehen,  bedü rfen d e r  e rforderl ichen Ausweisschri f ten .  

Dense lben is t  das M i tfüh ren v o n  schulpf l ich tigen Kindem.  sowohl  im Heimat­

kanton a l s  außerhalb desselben, verboten.  Übe r t retung dieser  beiden letzte­

ren Bestimmungen i s t  m i t  e iner  Geldbuße o d e r  m i t  V e rhaft  oder  Zwangs­

a rbeit  zu bestrafen. 
1 8 I n  hundert  Strafregiste rauszügen wu rde i n  d rei fäl len auf  Grund 

diese r Bestimmungen e ine Strafe ausg:esprochen. 

5 1  
e ine Übersicht über d ie  Tendenzen des kantonalen Rechts in 
d er Bekämpfung d e r  Landstreiche rei erschwert  wird .  Wir wer­
den unten sehen (§ 4 I I ) ,  daß d ie  Normen des Verwa ltungsrechts 
in  unserer Mater ie von größerer Bedeutung s i n d  a l s  die rein 
s trafrecht l ichen.  Die letzte ren mögen jedoch h i e r  e inmal  für sich 
mit  den aus i hnen resu l t ie renden Rechtsfra .gen behandelt wer­
den. Man kann d ie k a n tonale  s trafrech t l iche C .Jesetzgebung etwa 
in zwei Hauptgruppen e intei l en : 

l .  Kantone, die  d ie  Landstre ichcre i  in Verbi ndun� mi t  dem 
Armen- oder A rmenpol izeirecht behande ln (ä l tere Ge­
setzgebung) : 
B e rn , 19 Luzern,20 O la rus.� '  N idwalden .22 Basei-Land/3 
Thurgau,24 Neu enburg,2;' Wall is .2ü 

2. Kantone,  welche  den Tatbestand unter  Beeinflussun g  des 
A rt. 332 E neu normierten : 
Zürich,27 Schwyz,28 Obwalden,29 Zug,:J° Freiburg,3 1 Solo­
t h u rn,32 Schaffhausen,33 Appenzell  A. Rh . ,34  St.  Gal len,35 
Graubünden,30 Tessin,37 Waadt,38 Genf.39 

19 Bern : Gesetz über d ie  A rmenpolizei  und  d ie F.nthal tungs- u n d  A r­
beitsanstalten vom 1 .  X I I .  1 9 1 2, A rt .  39, A rt. 62 Zifi. 8 .  

20 Luzern : A rmengesetz \'0111 1 .  X .  1 935, § 65. 
21 Glarus : Gesetz bet r. das A rmen wesen \'OIIl 3.  V .  1 903, rev. 1 9 1 6, 1 9 1 9, 

1 920, § 47 ff. 
22 Nidwalden : A rmengesetz vom 28. I V .  1 9 1 2. � 37.  
23 Basel-La n d : A rmengesetz vom 1 6. IX.  1 929. § 63/64. 

24 Thurga u :  A rmengesetz vom 1 5 . I V. I S6 1 .  A r t. 27/.30 . 

25 Neuenburg : Fürsorg-egesetz vont  2. X .  1 9.33. A rt. 7 1 .  
20 Wal l i s : A rmengesetz \'Om 20. X I .  1 926. A r t. 5 1 /52. 

27 Zürich : E i n fü h rungsgese tz \'0111 27. · I V. 1 94 1 .  A rt. 23. 
28 Sc)l\vyz : Einiüh rungsgesetz vom 2 1 .  V I I .  1 94 1 ,  § 37 .  

29 Obwalden : Einiüh rungsgesetz  vom 29.  I X . 1 94 1 ,  A r t. .J5. 

30 Zug : Pol izeistra igesetzbucii  \·om 7. X I .  1 940. s 1 1 . 

3 1 f reiburg : E in iührungsgesetz v om 7. 1 1 .  1 940, A rt. 1 2. 

32 Solothu rn : Einfüh rungsgesetz v om 1 4. I X. 1 94 1 .  � 24. 

33 Scilaffhause n :  E i n füh rungsgesetz \'O l l l  22. I X .  1 94 1 .  A r t. 1 9 . 

:H Appenzel l  A. Rh. : Ein füh rungsgese tz vom 27. I V. 1 94 1 .  � 50 

35 St. Gal len : Einfü h ru n gsgesetz vom 1 7 . I I .  1 94 1 ,  A rt. 53. 
. . 

30 G raubünden : Einführungsgesetz vom 2. 1 1 1 . 1 94 1 ,  A r t. 24. 

�: Tessin : Legge
_
sul  o rd ine  pubblico v o J n  20. I X .  1 94 1 ,  A rt. 4 u.  5. 

Waad t :  Lo1 penale vaudoise vom 1 9. X I . 1 940, A rt. 22. 

:w G en f :  Loi pc t •  genevoise vom 20. I X. 1 94 1 .  A rt. 37 Zifi. 27. 
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I n  keine der beiden G ruppen läßt s ich Basel-Stad t40 ein­
tei len : Der Tatbestand gehört eigentl ich zu r älteren Gesetz­

gebung, wurde aber n icht  in Verbindung mi t  dem Armenrecht ,  
sondern im Polizeistrafgesetz geregelt. 

Aargau revid ierte den Tatbestand in � 35 seines EU zum 
STOB vom 1 0. September 1 94 1 ,  welches jedoch in der Volks­
abstimmung verworfen wurde und u. W. bis jetzt noch n icht  
ersetzt worden ist. Ke ine Bestimmungen gegen d ie Land­
streicherei besitzen Ur i und Appenzell  I .  Rh . :  In d iesen Kanto­
nen mit rein ländl ichem Charakter scheint ke ine Notwendigkeit 
für eine gesetzl iche Handhabe gegen d ie Vagantität zu b estehen. 

Auch bei der  Umschreibung der Tatbestände s ind d ie Kan­
tone verschiedene W ege gegangen. Diejenigen jedoch, welch e  
den Tatbestand i n  i h ren E G  n e u  formulierten, s i n d  m e h r  oder  
weniger getreulich dem E 1 9 1 8 gefolgt, k le inere redaktionel le 
Änderungen ausgenommen. Außer den Kantonen Bern und 
Luzern haben sämtl iche K an tone d ie  Stadtstreicherei fal len ge­
lassen.4 1 Al le diese Kantone berücksichtigen in erster Linie die 
d rei Hauptmerkmale des Del iktes : d ie  Arbeitsscheu, der  Wan­
dertrieb und d ie  M ittel losigkeit .  Aargau nahm neben der Arbei ts­
scheu noch die Liederl ich kei t  und d ie  Belästigung der  Öffent­
l ichkeit in  den Tatbestand auf ; Bern und Glarus machen einen 
Untersch ied zwischen arbeitsfäh igen Arbei tsscheuen und <<Ar­
bei tsunfähigen, welche aus Hang zum ungeordneten Leben mit­
tel los umherziehen >> .  Im Kanton Bern werden beide K ategorien 
unter Strafe gestel l t, während Glarus d ie l etzteren davon aus­
nimmt. Ebenso legt N idwalden den Akzent auf «anerkann te Ar­
beitsfähigkei t >> .  Das Moment der M i ttel losigkeit umschreiben 
d ie  Kantone Basel-Stadt und Schaffhausen genauer ;  der l etz­
tere : << . . .  wer aus Arbeitsscheu und ohne die Möglichkeit der 
Bestreitung se ines Unterhalts aus eigenen Mitteln umher­
z ieht  . .  · '' ·  freiburg, St .  Gal len und Zug defin ieren die Landstrei­
cherei n icht weiter a ls : << . . .  wer aus Arbeitsscheu a ls  Land-

40 Basel-Stadt : Pol izeistrafgesetzbuch v o m  23. I X .  1 872, § 1 09 ff. , m i t  

Abände rungen v o m  8. V .  1 94 1 .  

4 1 V ergl. z. B .  das P rotokoll  der  Exp.Kom. f ü r  das zürcherische E .  G. 

zum StGB, S. 53. lfafter: Vorbi l d  ist  der  A rt. 332 des E, doch ist in Absatz 1 
der  zweite Teil  «Oder sich fortgesetzt an einem Orte ohne festes U nterkom-

men umhertreibt >> weggelassen, um nur  den liauptfal l  zr '!ffen . 
._/ 
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s treicher umherzieht . . . '' · und noch einfacher sind d ie  Be­
sti m m ungen d e r  Kantone Th u rga u ,  Tessin, Wa l l is und Genf, 
welche keine weitere Begriffsbestimmung geben, wer als Land­
streicher zu betrachten ist .  Das E rfordernis des Mangels eines 
Domizi ls ist  heute nur  noch im Kanton Waaclt anzut reffenY 

b) Die Strafen 

Als Hauptstrafen nennen d ie  kantonalen Gesetze -- je nach­
dem s ie d ie  Landstreichere i  als Übertretung oder Vergehen be­
h andeln - Haft, Buße oder Gefängnis (Arbeitshaus) .  Es fragt 
sich nun, ob diese kantonalen Vergehensta tbestände durch d ie  
Einführung des STOB n icht  derogiert worden s ind ,  oder  ob d ie  
Kantone in i h ren Einfüh rungs- und Nebenstrafgesetzen berech­
tigt sind, die Landstreicherei als Vergehen zu behandeln .  Art. 352 
I I I  E bestimmte, daß den Kantonen als Freihei tsstrafe nur  d ie 
Haft  zur Verfügung stehen sol l te .  Oie Streichung d i eser Be­
st immung i n  der parlamentarischen Beratung ste l l t  nun aber 
nament l ich mit  dem ausdrücklichen Vorbehalt schwererer Stra­
fen als H aft zugunsten des kantonalen Steuerstrafrechts im  Zu­
sammenhang.43 Dies geht nun auch klar aus Art. 335 Ziff. 2 
STOB hervor. - Weit unklarer steht d ie  Sache jedoch mit  dem 
übrigen kantonalen Strafrecht, in  welchem auch unser Tat­
bestand enthalten ist. Comtesse44 macht h i er den Unterschied 
zwischen Verwaltungs- und Prozeßstrafrech t im Sinne des 
Art. 345 Ziff .  1, I I  STOB einerseits, und dem Übertretungsstraf­
recht im technischen Sinne andersei ts. Hafter45 und Thormann­
Overbeck46 s ind der Ansicht, daß man im ersten Fal le den Kan­
tonen mehr Freiheit lassen sol lte und deshalb Gefängnis- und 
Zuchthausstrafen auch im Verwaltungs- und Prozeßst rafrecht 
zulässig seien - das Wort <<Übertretung>> sei h ier n icht im 
technischen Sinne zu verstehen -, wäi l rend beim eigentl ichen 
technischen Übertretungsstrafrecht im Sinne des Art. 335 Ziff. 1 l 
andere Strafen als Haft und Buße gemäß Art. 1 0 1  und Art. 39 

42 Celui qu i  pa rcourt le pa y s  ou röde sans Iogemen t f ixe .  K r i t ik  oben § 4. I .  I .  
4 3  Sten.Bull .  N R  1 940, 44/47, Harter ZschwR N F  .18 S .  S a  StR 1 93 1 .  678. 
44 Comtesse in SJZ 39, S. 1 08 f .  
45 ZschwR 1939, S. 53a. 
46 Kommentar · m  StGB Note 5 zu Art. 335. 

-..__.· 
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STOB nicht angängig sein sol l ten .  Es fragt sich deshalb,  ob 
man den Tatbestand cler Lanclstreicherei als Übert re tungs­
strafrecht im technischen Sinne - wie es auch in  Art. 332 E der  
fa l l  war - oder a ls  Verwal tungsstrafrecht betrachten sol le .  
Unter Verwaltungsstrafrecht bezeichnet man d ie  Summe der  
Normen jener  Strafvorschriften, d i e  der  Durchsetzung der  Vor­
schriften der Verwaltung d ienen.47 Unseres E rachtens h andel t  
es sich bei  der  Landstreich erei  n icht  um e inen Tatbestand des 
Verwaltungsstrafrechts, z .  B .  Bestrafung wegen Nich tbeachtung 
einer armenpol izei l ichen Vorschri ft, sondern man versucht ,  
durch d ie  Bestrafung e in  ganz best immtes asoziales Verhalten 
zu t reffen, das man in  e inem s trafrecht l ichen Tatbestand nor­
m i erte. Der gleichen Ansicht ist auch das Bundesgericht (Urtei l  
d es bundesgerich t l iehen Kassationshofes vom 5.  März 1 943) ,48 
welches in seinen U rtei lsbegrün dungen das Vagabund ieren zu 
den Übertretungen i m  Sinne des Art .  33S Ziff .  I ,  I rechnet : 

« Daraus folgt, daß Buße und liaft  d i e  e inzigen Strafen 
s ind,  d ie  der kantonale Gesetzgeber gemäß Art .  335 Abs. 1 
STOB androhen darf. Es h ieße den k laren Sinn des Ge­
setzestextes verkennen,  wol l te man annehmen,  die Kantone 
dürften in dem ihnen vom STOB überlassenen Gebiet  des 
Übertretungsstrafrechts Strafarten vorsehen, d ie  nach der 
Terminologie d esselben Bundesgesetzes Kennzeichen der 
Verbrechen und  Vergehen s ind ,  n äml ich Zuchthaus und Ge­
fängnis. 

Oie Haftstrafe, womit das kantona le  Recht die Üb er­
tretung bestrafen kann ,  ist d iejenige i m  Sinn von Art .  39 
STOB mit  der Dauer  von e inem Tag bis  zu dre i  Monaten. 
Zwar f indet s ich die Defi n i t ion der Haftstrafe in  den al l­
gemeinen Best immungen des ersten Buches des STOB, an 
welche s ich d ie  Kantone n i ch t  zu halten brauchen , wenn 
s ie vom Recht der Gesetzgebung über die Übertretungen 
Gebrauch machen, aber h ins ich t l ich des Begriffs der Haft­
strafe sind sie an Art. 1 0 1  STOB gebunden, denn diese Be­
st immung bezieh t  s ich auf die Haftstrafe, wie sie vom Bun­
desrecht geschaffen wurde, und daher verweist  Art. 335 
Abs. 1 auf Art. 39. Stünde es den Kantonen frei ,  d i e  Haft­
strafe n ach Bel ieben zu gestal ten, so könn ten sie d iese der 
Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe annähern und so d ie  bun-

47 Comtesse a.  a. 0 .  S .  1 07. 
48 B G E  69. IV .  N r. 2. S. 4 .  

55 

d�srechtl iche Ord nung wi rkungslos machen ,  die ihnen nur 
d ie  Androhung von Haftstrafe erlaubt .» 
Unsere Ansicht ste l l t  s ich derjen igen SLimpfl i s '!' entgegen , 

welcher keine Derogation des Art .  29 Berner APO annimmt 
und geht über diejenige frauenl obs50 h i naus, der d ie Regelun� 
« logisch n ich t  widerspruchslos>> f indet. Ob d ie  Gefängnisstrafe, 
ob Haft- oder gar Buße praktisch die geeigneten Maßnahmen 
gegen d ie  Vaganten s ind ,  i s t  später zu erörtern. Es  s ind heute  
e inz ig noch d ie  Kantone Bern, Luzern ,  Neuenburg, Waadt und 
Basel-Stadt,  welche Gefängnisstrafe gegen Landstreicherei vor­
sehen ;  das Pol izeistrafgesetz des letzteren bestimmt, daß bei  
R ückfall d i e  Verbüßung der Haft i m  Oefän�nis angeordnet  wer­
den könne, wenn d i eselbe meh r a ls  1 4  Tage betrage." 1 

I m  Kanton Appenzel l  wird das Strafverfah ren n icht  ein­
gele i tet, wenn der Täter unverzüglich pol ize i l ich über die Lan­
uesgrenze « abgeschoben >> werden kann ode r  sei ner  Heimat­
gemeinde zugeführt  w i rd ;  - eine sehr  ehr l iche  Bestimmung, 
welche durchaus der al lgemeinen Praxis en tspri cht .  Nur  d i e  
kantonsfremden Vaganten ,  dafü r aber  mi t  Gefängnis von  8-1 4  
Tagen, bestraft Neuenbu rg. D i e  Bestimmu ng i s t  jedoch fakulta­
t iv und soll einen Schutz bieten gegen fremde Vaga nten,  welche 
immer wieder den Kan ton he imsuchen.  Nach Vol l zu g  der Strafe 
w i rd die Heimschaffung angeordnet und dami t  die Androhung 
uer Überweisung a n  das Kantonsgericht im fal le des Verwei­
sungsbruchs. - Auch im Kanton Basel-Land ist d ie Bestrafung 
in  das Ermessen des Statthal teramts gel egt (Arreststrafe von 
5-1 0  Tagen) . - Auf d ie  Haftstrafe verzichtet von vorneherein 
O larus :  Vaganten werden vor die Armenbehörde besch ieden 
zur  Besserung ermahnt ,  m i t  And rohung der  V ersetzung in e in� 
Besserungsanstalt , wenn d ie  E rmahnung; ohne crfolg b leiben 
sol l te. - Ganz unbest immt drückt  sich Wal l is  aus :  Vaganten 
werden vorübergehend verhaftet auf Kosten der letzten Wohn· 
s i tzgemeinde, welche dann, durch die Ortspol izei benach richtigt, 
die «geeign eten Maßnahmen >> t rifft. H insicl ! t l i c l !  der Länge der  
Haftstrafen ist  d i e  kantonale Gesetzgebung auf d ie  Dau er von 

49 Stämpl/i i n  ZBJV Band 74. S.  6 1 .  
so Frauenlob a.  a .  0 .  S. 6 1 .  

'' 1 Pol ize istra igesetzbuch § 5 ,  Ahs . .3. 
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drei Monaten beschränkt .  Sehr kurze Haftstrafen haben unter 
and eren die Kantone Thu rgau und Tessin , Arres t  v o n  l-5 
Tagen. 

Mit Buße kann d ieses Del ikt ledigl ich in Zug und  Gen f  be­
s traft werden ; die gleiche Sanktion sah das verworfene aar­
gauische Übertretungsstrafrecht  vor. 

c) Die Nebenstrafen 

Als al lgemeine Bestimmungen für ihr Übertretungsstraf­

recht können d ie  Kantone den al lgemeinen Teil des STOB her­

beiziehen, entweder in globo oder zu einzelnen Part ien des­

selben, oder aber s ie können eigene al lgemeine Best immungen 

aufstellen.  Dabei ist aber nach Comtesse52 zu beachten, « d aß i m  

kantonalen Übertretungsstrafrecllt  d i e  al lgemeinen Best immun­

gen des STOB so gelten , wie s ie  h ier für Verbrechen und Ver­

�ehen vorgesehen s ind und  n ich t i n  ihrer in Art. 1 02 bis 1 09 für 

die e idgenössischen Übertretungen abgeänderten Form.»  Daraus 

folgt, daß für das kantonale Übertretungsstrafrecht der Art. 1 04 l l  

n icht  verbindl ich is t, i n  welchem best immt wird, · daß d i e  Ein­

weisung in  e ine Arbe i tserziehungsanstalt , d ie  Entziehung der 

el terlichen Gewalt ,  bezw. der Vormundschaft, die Landes­

verweisung, nur in  den vom Gesetz ausdrückl ich best immten 

Fällen zulässig sei . Das würde für e inen Kanton, der die a l l ­

gemeinen Bestimmungen des STOB für sein Übertretungs­

strafrecht als unbeschränkt anwendbar erklärt, bedeuten, daß 

er die Landesverweisung für Ausländer bei  den Strafandrohun­

gen i m  Del iktstatbestand gar n icht  aufführen müßte .  Wenn des­

ha lb e in Kanton d ie  Landesverweisung oder d ie  Maßnahmen 

nach Art. 43 bis 45 STOB beim Tatbestand der Landstre icherei 

n ich t  erwähnt,  ist immer zuerst zu untersuchen,  ob jener Kan­

ton die Bestimmungen des al lgemeinen Tei ls für seine Üb er­

tretungen als anwendbar erklärt hat .  

Als Nebenstrafen fal len für u nser Del ikt in  Betracht :  die 
Landesverweisung und die Entziehung der e lterlichen Gewalt, 
bezw. der Vormun dschaft nach den Art. 53 und  55 STOB. Wir 
s ind uns bewußt, daß wir es insbesondere bei der strafrecht-

52 Comtesse a. a. 0. S. 1 07. 
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I ichen Entziehung der e l terl ichen Gewalt, bezw. der Vormund­
schaft, i h re r  inn e r en Natu r nach eige n t l i c h  m i t  e i n e r  Maßnahme 

zu tun haben.53 Ohne uns auf di ese theoret ische Erörterung  
weiter einzulassen, folgen wir der Systemat ik  des STGB. 

Die Entziehung der el terl ichen Gewalt gegenüber Land­
streichern sehen ausdrückl ich folgende Kantone vor : Zürich, 
Bern (Art. 72 APO), Luzcrn, Obwalden, Schwyz, Solothurn,  
St .  Gallen und  Graubünden.  Der Vollständ igke i t  ha lber se i  h ier 
noch erwähnt ,  daß der Entzug der el terl ichen Gewalt auch nach 
Art. 285 ZGB erfolgen kann, denn meistens wird ein Land­
streicher, insbesond ere ein Landfahrer, seine Famil ie  und se ine 
K inder vernachlässigen, und außerdem ist es zum Schutze der 
Kinder sehr vonnöten,  daß sie aus e iner solchen Umgebung ent-
fernt werden.  

· 

Die Landesverweisung gegenüber ausländischen Vaganten 
kennen ausdrücklich folgende Kantone :  Zürich, Luzern, Schwyz, 
Zug (Polize istrafgesetzbuch A r t .  6) ,  Basel-Land ,  Solothurn, St .  
Gallen, Graubünden und  N euenburg. Die frage, ob eine fremden­
pol izei l iche  Ausweisung auf Grund  von Art. 70 BV erfolgen 
könne, ist zu verneinen,  denn n icht  jede Störung der gesetz­
l i chen  Ordnung ist eine Gefährdung der inneren Sicherhei t ,  son­
dern nur jenes Verh alten, welches d i e  Herrschaft  der staatl ichen 
Gewalt gefährdet. So lehn te der Bundesrat mi t  Recht ab, Art. 70 
auf  d ie  Zigeuner, d ie  a l lerdings d ie  innere Sicherhe i t  gefährden,  
anzuwenden.  54 

Die  Kantonsverweisung der Landstreicher erfolgt dagegen 
meist auf Grund des Armenrechts (BV Art . 45 I I I ,  IV und V) ; 
insbesondere best immt das in terkantonale Kon kordat vom 1 .  Ju l i  
1 937 über d ie  wohnört l iche Unterstützung in  Art. 13 ,  daß d ie  
Heimschaffung zuläss ig se i ,  wenn d ie  Unterstützungsbedürftig­
keit vorwiegend in folge fortgesetzter schuldhafter Mißwirt­
schaft, Verwahrlosung, Liederl ichke i t  und Arbei tsscheu ver­
ursacht i s t ;  zudem wird es für e inen Landstreicher wohl kaum 
möglich sein, einen Konkordatswohnsitz nach Art. 2 zu be­
gründen.  

53 Hafter a l lgem. Tei l ,  S. 322, W .  Fröhlicher: Die Strafrechtl iche Ent­

ziehung der e lterl ichen Gewal t  und der Vormundschaft, S. 28. 

54 W. Burckhßrdt: Kommentar zur  8V A rt. 70. S. 63 1 881 .  1 9 1 3. 11  3 1 9. 

'----"' 
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d) Die sacflliclze Zuständigkeit 

M i t  d e r  Q ualif i z i e r u n g  d e r  Lands t r e i ch e r e i  als Delikt und 

mit der Aufnahme eines eigenen Tatbestandes in die Straf­
gesetze wäre es zu erwarten gewesen, daß insbesondere dort, 
wo eine Freiheitsstrafe in  Betracht  kommt, von vorneherein 
auch d ie  Prinz ipien des modernen Strafprozesses gewahr t  wür­
d en. Daß dem in der  Praxis n icht  so ist, wird  d as Folgende 
ze igen : 

Man kann der  Ansicht se in ,  d i e  Landstre icherei gehöre zur  
präventiven administrativen Pol izei : t:s ist  d ie  Aufgabe der  
Pol ize i ,  a ls Sicherhe i tsorgan den rechtswidrigen Angriffen der 
E inzelnen vorzubeugen, soweit  s ich d ie  Gefährdeten n ich t  selbst 
zu schützen vermögen ; es gehört daher zu den vornehmsten 
Aufgaben der Pol ize i ,  e inzelne Klassen von Personen infolge 
ihrer  verbrecherischen Vergangenheit (Gewohnhe i tsverbrecher) 
oder  in folge i h rer asozia len Lebensweise (Landstreicher, Bett­
ler ,  Prosti t u ierte) besonders zu überwach en, da d ieselben e ine 
fortwährende Gefah r  für den öffentl ichen Fr ieden und d ie  Ruhe 
d es Bürgers b i lden. I m  Verwaltungsrecht macht  man den Unter­
schied zwischen admin istrat iver und gerichtl icher Pol izei ,  wobei  
d ie  erstere d ie  Durchführung der  Pol izeigesetze, d .  h. d ie  Ver­
h ütung der  Störung der  öffent l ichen Ordnung zum Zwecke hat .  
Der ger icht l ichen Pol izei  wird d i e  pol ize i l iche Tät igkeit  im 
D ienste des Gerichtsrechts übertragen (Straf- und Zivi lprozeß­
recht) .5� \iVeiterhin untersche idet man zwischen präven tiver 
und  repress iver  Pol izei ,56 wobei  man un ter de r  ersteren den­
jen igen Tei l  der  pol ize i l i chen Tät ig-keit versteht ,  welche Stö­
rungen der öffent l ichen S icherhe i t  vorbeugt, während die l etz­
tere d i e  Verfolgung des bere i ts begangenen Del ik ts darste l l t .  

Die Praxis betrachtet  nun den Vaganten recht oft n icht  als 
e igent l ichen Del inquenten (was z. B. schon aus der  äußerl ichen 
Tatsache hervorgeht, daß der über i hn  verhängte Arrest in 
t; iner besonderen Art  Arrestbefehl erfolgt),57 sondern man sieht 
in  ihm led igl ich e inen M enschen, w elcher durch seine Lebens-

:i5 Schollen!JI.'rgcr: G ru n d r i fl des Staats- u n tl Ve rwal tun:.;srecl ! ts  tle r  

sci lweiz.  Kantone,  1 1 1  S .  105 ii. u n tl 1 45 ii. 

·'6 BGE 55 I 228. Pr. 18, No. 1 59. 
"' So verwendet  z. B.  die Stadt  Zü r ich verschiedeni� ·-•· ;ge Formulare. 
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weise d i e  öffentl iche Ordnung stört, das Pu b l i kum belästigt, 
gelegentl ich auch die öffentl icll e Sic! Jerheit gefährdet ,  m. a .  W .  

der  info lge se ines asozialen Verha l tens außerordentl ich le icht  
zum echten Del inquenten  w e rden kann.  Deshalb ordnet d ie  
Praxis  d i e  Vagantität meistens i n  d ie  a l lgemeine Pol izeikompe­
tenz e in  oder  behandelt  s ie  als sogenannte admin i strative Poli­
zei .  Die Verhaftung der Vaganten, Bett ler und Prosti tu ierten 
e rfo lgt ohne Haftbefeh l ,  was z. B .  Zü rich in se inem Dienstregle­
ment für das Pol i ze ikorps ausd rück l ich bes t i m m t . ·;H Es verbleibt 
somit  einzig und a l le in  im Ermessen der  Pol ize i ,  ob s ie  den Fal l  
weiter verfolgen wi l l ,  d .  h . ,  ob s i e  den Vaganten an die zustän­
d ige Behörde zur  A u s f ü l l u n g  e i n e r  S t r a fe wei te r gebe1 1  wi l l ,  oder 
ob s ie ihn e infach lau fen läßt. 

Die zuständigen lwntonalen J-Jehörden zur Ausfällung der 

St rafen 

Nach Art .  34.'5 Z i ff . I I I  STOB kann d ie Beu r te i l u n g  von Über­

tretungen auch eine r  Verwal tungsbehörde übertragen werden, da 
es den Kantonen überlassen bleibt, bei Übertretungen sogar den 
Pol izeibehörden eine Spruchkompetenz einzur �i umen, auch dann ,  
wenn das Gesetz vom «Richter >> spr icht .  Di ese Best immung hat  
schon in  Beratungen der zwei ten Expertenkommission Kr i t ik  her­
vorgerufen und  zwar hauptsüch l ich von welscher·19 Seite. Fü r d ie  
Übe rtretungen des  kantonalen Rechts s ind jedoch d i e  Kantone 
a n  Art . 345 I I  nicht gebun den.  Doch erhob sich wiederum d i e­
se lbe F rage b e i  der  Revision der  zürcheri schen Strafprozeß­
o rdnung, wobei sich Hafter60 gegen die Ausdehnung des bezirks­
anwaltschaft l i c ! J en Strafbefehls W(lnd te, und e i ne  E r w e i terung 

der Kompetenzen des t': i n ze l ri c h t e rs in  S t r(l is a c l ! e n  vorschlug. 

58 Dienstreglement vom l:i .  Mii rz 1 9 1 1 .  § 32. Zi i i .  4. 
59 Gaulicr: P ro t. I I  Exp .Kotn tn .  V I I I  5.'1 i i  . . . « N ous a u tres I�otnands ne  

comprenons guere  ce la .  ! 1  nous  semble que .  pou r .i ug-er ,  un j ug-e vaut  tn ieux 

e t  est  p re fe rab le  a u n  oii ic i e r  ou un ionct ion na i re d e  pol i�e.  :.; räce aux 

garanl ies d e  capaeile e t  d ' indcpendance rcsu l tan t  du n t ode de nominat ion 

des j uges . . .  » 
r.o P ro t. Exp.Kontn t .  Zel t .  EG S. 89 : « J'vl i t  dem Straibefe l t l  � i n d  im a l l ­

gemeinen gute  E riah rungen g e m a c h t  w o r d e n .  Aber  iühr t  e r  n ic l t t  auf  d a s  

G ebiet der  A d m i nis t ra t iv-Just iz?  Der Bezi rksan wa l t  i s t  e in  A d m i n i s t ra t iv­

beamter. Von ungün st igen E riah rungen mit  dem Einze l r ichter  in  St rafsachen 

hat man n ichts !!pt, ö r t . »  
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I nsbesondere versuchte m a n  cla ,  wo Freihei tsstrafen in f rage 
steh en, den Strafbefehl auszuschalten u n d  eine f ö r m l i c h e  Unter­

suchung durch die o rden tl i chen Behörden und die Beurte i lung; 
durch das Gericht zu gewährleisten. ferner frug man sich, ob  
dann ,  wenn e ine Haftstrafe von mehr a ls 14  Tagen in  Betracht 
komme, nicht  eine förml iche Anklage erforder l ich sei . 6 1  Wei te r­
h in  weh rte man sich insbesondere dagegen, d i e  Strafbefehls­
kompetenz auch noch auf die Statthalterämter auszudehnen, 
da  hier Haftstrafen ebenfal ls nur auf Grund von Polizei rappor­
ten ohne eigentl iche Un tersuchung ausgesprochen werden ;  oder  
dann  müßte der  Statthalter verpfl ichtet werden ,  d ie  Unter­
suchung; nach den Bcst i rn rnungen über Verbrechen und Ver­
gehen zu füh ren .(;� Ohne uns hier e in abschl ießendes Urte i l  zu 
g-estatten,  welche Regelung die r ichtige ist, möchten wir zuerst 
die einzelnen kantona len Ordnungen b etrachten. Die Bestim­
mungen der  Gerichtsverfassung sind zu  eng m i t  der Struktur 
jedes e inzelnen Kantones v erbunden ,  a ls daß wir es uns er­
lauben könnten, Kr i t ik  an  den einzelnen Inst i tut ionen zu üben .  

Von e iner richterlichen I nstanz wird das Del ikt in  folgen­
den Kantonen beurteil t :  

Bem : Pol izeir ich ter m i t  Rekursmöglichkei t an das Ober­
gericht, Art .  46, APO. Eine andere Regelung wen det jedoch Bern 
gegenüber den Land fahrern an. H ier  entscheidet in  erster In­
stanz der Pol izei d i rektor, in zweiter der Regierungsrat, also 
rein e  Verwaltungsbehörden (Art .  64 APO) . 

Freiburg : Gerichtspräsi den t als Einzel rich ter (Art.  20 EG) . 

Solotlwrn : Amtsgerichtspräs ident als Einzelr ichter (§ 2 
STPO vom 25. Oktober 1885) . 

St. Gallen : Gerichtskommission (Art .  1 32 l i t .  D, EG in  wel-

G l Hafter a. a. 0. S .  2 1 9 .  
G2 Lüclzinger a .  a.  0. S. 224 : « Das Obe rge richt nimmt a b e r  d e n  Stand­

punk t ein,  daß bei  Freiheitsstrafen das Ve ria h re n  ein anderes sein soll,  a l s  
bei b loßen Bußen f ü r  Ü be rt re tungen ••. '' ·  . . wo Haft v o n  mehr  a l s  1 0  Tagen 

in Betracht  kommt, müßte der Statthalter Anklage e rheben. l rgendwo 

müßte die  w i l l k ü rl iche G renze seiner S trafbefehlskompetenz festgesetzt wer­
den. Da e rscheint �s richtiger, an der bishe rigen grundsätzl ichen O rdnung 

iestzuhalten,  daß da wo Freihei tsstra fen in Betracht kommen, von vorne­

herein die Bezi rksanwal tschaft eine förmliche Untersuchung mit allen dem 

Angeschuldigten im modernen Strafprozeß gebotenen Garantie· ' u rchfüh r t . "  
-._,/ 

6 1  
ehern auch für d ie  Nebenstra fen d ie  ( .le r i ch tskommiss ion  zustän­
dig erk lär t  wird) .  

Waadt und Gent : Tribunal de  Pol ice (Genf Loi  d 'appl ica­
t ion du Code Penale Suisse, art .  3) . 

Graubünden : Kreisgerich tsa ussch u ß ( A rt .  ,::;4 t::U ) .  

Von e iner V er\Valtungsinstanz w i rd das D e i  i k t  beurte i l t  in 
den Kantonen : 

Zürich : Bezirksanwal tschaft ( I n  den l �i n d l i chcn Bezi rken 
das Stattha l teramt als Bezi rksanwaltschaft . )  H ä l t  der  Gemeinde­
rat eine Haftstra fe für angemessen , überweist e r die Sache dem 
Statthalteramt (S 333 STPO ) .  Hül t das Sta t tha l tera m t  eine Haft­
strafe, sichernde Maßnahme oder  N eben s t r a k  für  an�cmcssC J l ,  

überweist es d ie  Sache der Bez i rksan wal tschaft (� 335 STPO 
oder Art. 5 a EG) zur U n tersuch ung u n d  zur t:rled igung.  Die l3e­
zi rksanwal tschaft kann nun eine Haftst rafe bis zu 1 4  Tagen aus­
sprechen vermi t te lst  e ines Strafbefeh l s  (Art. 3 1 7  STPO ) , gt:!gcn 
welchen binnen 5 Tagen Einsp rache erhoben werden kann (Ar­
t i kel 322 STPO), wodu rch d ie  Sa che an den E i n z e l ri ch te r  in 
S trafsachen geht .  Bei längeren Hait- oder Nebenstrafen (Landes­
verweisung bis zu d re i  J a h ren ) i s t  der  .t:: inze lr ic ! J ter  kompetent,  
h ingegen nicht bei  der  E inweisung- in eine Arbeitserzi ehungs­
anstalt oder  be i  e iner Haftstrafe von mehr a ls  zwei  Monaten 
(§ 21 b I I  GVG ) .  Eine Berufung gegen d as U rte i l  des Einzel­
r ichters ist  jedoch n icht  möglich, wenn er  den Strafbefehl be­
stätigt .  

Appenzqll A .  Rh. :  Kantonspolizei zuständig fü r d ie  Haft  bis 
zu d rei Tagen.  

Luzern und Baselland : Statthalteramt 
Schaffhausen : Pol izeidepartement (A rt .  32 t:G) .  
Schwyz : Bezi rksamt (§ 58 E G ) .  

E i n  gemischtes System kennen : 
Basel-Stadt:  � 4 1  Ziff .  3 des Pol izeistra fgesetzbuches be­

st immt : «Die  S trafbefugnis gegen Landstreicher,  Bettler und 
D irnen l iegt dem Pol ize idepartement ob» .  Dazu � 1 09 I I I :  «Wei­
gert sich d ie  feh lbare Person, d ie Verfügung des Polizeideparte­
ments mi t  i h rer  Untersch rift  zu anerkennen, so fäl l t  die Verfü­
gung dahin ,  und es erfolgt Verzeigung beim Richter .» Dagegen 
S 1 09 I I : « Ist die ' · 1-Jlbare Person im Lau fe der  letzten zwei Jahre 
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schon zwe i m a l  wegen Zuwi d e r h a n d l ung gegen d ie  Vorschriften 
des Absatz 1 (Bettel und La n ds t re i ch e rei ) durc h  den Richter 

oder das Pol izeidepartement mit  Haft bestraft oder po l izei l ich 
ausgewiesen worden, so kann sie statt vom Richter  vom Pol ize i­

d epartement bestraft werden,  wobei  nach � 5 I I I  d ie  Haft in  der 
Strafanstalt  erstanden werden muß .»  

Zug : Haft  bis zu fün f Tagen durch den Einwohnerrat oder  
d i e  Polizeiämter mit  Möglichkeit der  Berufung und  damit der  
Beurtei l ung d urch das Strafgericht.  für Haft von mehr a ls fün f 
Tagen ist dagegen der Rich ter zuständig (�  28 EG) . 

Tlzurgau : nennt end l ich i n  se inem veral teten, aber n icht 
derogierten Armengesetz des Jah res 1861 in § 32 das Bezirksamt 
als zuständig ; «bei andauernder Erfolglosigkeit dieser Maß­
nahmen sol len d ie Vaganten an die Gerichtskommission zur 
Bestrafung überwiesen werden » (§ 29 I I I ) .  

II. Die Normen des Verwaltungsrechts 
{die administrative Zwangsversorgung von Liederlichen und 

Arbeitsscheuen) 

Zu a l l en Zei ten wurden i m m e r  w i e d e r  Versu c h e  unter-· 
nommen, Vaganten und Müßiggänger zur  Arbei t zu erziehen.  
Wir er innern an die Versuche Zürichs und Berns während des 
d reiß igiühr igen Krieges, das herumziehende Volk bei öffentl ichen 
Arbeiten zu beschäftigen. Der Erfolg war jedoch gering, da 
man dem arbeitsscheuen Gesindel  n icht gewachsen war u n d  s ich 
schl ieß l ich d iese Zwangsa r b e i t  a ls  zu kostsp ie l ig e rwies. Erst  
anfangs des 1 9. Jahrhunderts wird der  Gedanke wieder ener­
gisch aufgenommen und  in  d i e  Tat umgesetzt. Das a l lgemeine 
Landrecht für  d ie  p reußischen Staaten enthä l t  ganz bestimmte 
Richt l in ien ,  wie mit den Vaganten zu verfahren sei .  Es schreibt  
i n § 4 seines Strafgesetzes : 

«Mutwil l ige Bett ler ,  Landstre icher und Müßiggänger J�üs­
sen zur Arbeit  angehalten,  und wenn sie dazu unbrauchbar smd. 
auf b i l l ige Art versorgt oder a ls  fremde aus dem Lande ge­
schafft werden . »  

Ähnl iche Gedanken f inden w i r  i m  Kr iminalpol i tischen Pro­
gramm von P. Usteri und L. Meyer von Knonau im Entwurf 
�ines Strafgesetzbuches für den Kanton Zürich in § 3 : 63 

"� Aus !iafner : Sci lll'eiz .  Gciän).(niskunde S. 31\. 
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<<Dem Müßiggang und d e r  A rmut ,  d i e  n i c h t  minder häufig 
Ursachen von Verbrechen s i n d ,  sol l en tgeg e n gew i r k t  w e r d e n ,  
indem de r  Staat  ke inen öffen tl i c l ! en Müß iggang duldet  und 
m i ttelbar o de r u n m i t t e l b a r  dafür  s o r g t ,  d a ß  d e m  zu r A r b e i t  
fähigen Armen durch A rb e i t  o d e r  dem dafür  u nHih igen dure i l  
dargereichte Un te rstützung Unterhal t  verschafft werde. D ie  
e inheimischen Bet t l e r  u n d  Landstre icher sol l en deshalb zur 
Arbeit angehalten, fremde d agegen aus dem Lande ausgewiesen 
werden» .  

Um d i e  Mitte des 1 9. Jahrhunderts begannen nun e inzelne 
Kantone,  Zwangsarbe i tsanstalten zu errichten, in welche man 
die n i chtseßhaften und müßiggängerischen  E lemente ohne ge­
r icht l iches Urte i l  e inwies.  Die  admin istrative Zwangse inweisung 
in e ine Anstalt hat  in der Bekämpfung der Vagantität e ine  v ie l  
größere Rol l e  gesp ie l t  a l s  d ie  Strafgesetze. D ie  Landstreieherei 
wird  deshalb n icht als e in Del ikt sui generis aufgefaßt, sondern 
unter d i e  weiteren Begriffe Müßiggang, A rbeitsscheu, Lieder­
l ichkeit etc. subsumiert .  Man s ieh t in i h r  n i c h t  meh r ein del ik­
tisches, ant isoziales V e r h a l ten,  sondern eine asozia le ,  a l lgemein 
gesel lschaftswidrige Lebensform. D i e s e  Entwick lung i s t  typisch 
schweizerisch .64 

H ier  ist n icht  zu u n t e rsu c l i e n ,  ob d i e  a d l l l i n i s t r a t i v e  I n ter­

n ierung im Hinbl ick auf den Schutz der  persönl ic l len Freihei ts­
rechte angängig sei .  Das B u n d e s ge r i c h t hat d i e  bisherige Praxis 
n ie  verlassen,  wonach für  e i n e  administrat ive E inweisung 
l edigl ich eine gesetzl iche G ru n d l a g e  v e rl a n g t  w i r d :  Der G rund­
satz der  p ersönl ichen Fre i h e i t  s e i  n i c h t  « abso lu t »  zu  verstehen ; 
<< d i ese f inde  v ie lmehr i l 1 re n a t ü r l i c h e  BegrenZI Ing im In te resse 
der öffentl ichen Ordnung ; in folgedessen müsse trotz des Grund­
satzes der p ersönl ichen Freihe i t  doch die Mögl ichkei t  offen 
stehen ,  durch Gesetz d i e  zur E rha l tung der staat l ichen Exi­
stenz und des menschl ichen Zusammen lebens erforder l ichen 
Schranken zu ziehen» .65 Man ist s ich heute jedoch längst darüber 
klar ,  daß das administrat ive Zwangsverso rgungsrech t sowohl 
nach seiner materiel l- als auch nach seiner formel l recht­
l ichen Sei te  refo rmbedürftig ist.66 Auf a l l e  Fä l l e  bedeutet d ie  

64 Ü ber d i e  aus ländische Entwick l ung; v e rg;l .  unten § 7 .  

ü 5  ßicl�el: D a s  k a n tonale Ve riassung;srecilt  i n  d e n  En tscheidungen des 
ß u n cl es;.:erich tes. S. 69/70. 

tiG Zliinden i1 � JZ .18. S. 327 : << iVl i t  c.le 1 1 1  ln k ra i t t rc t c n d e s  STGß u n d  
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administrat ive E inweisung e ine Ungerechtigkeit gegenüber 
d emjenigen, welch e r  s ich im Administrat ivprozeß n icht  auf e in 
Verfahren stützen kann,  das ihm d ie  n ötigen Verteidigungs­
rech te sichert .  Handle es s ie l t  nun um das eine oder andere Ver­
fahren : die Tatsache, daß es immer wieder auf d ie Persönlich­
keit des Urtei lenden ankomm t, der in erster Linie daru m  besorgt 
sein sol l ,  s ich bestmöglichst in die Person des Asozialen zu 
vert iefen und sich genügend Zei t  zu lassen, ein r ich tiges U rte i l  
in d iesen oft sehr verwickelten fäl len zu  treffen, i s t  entschei­
dend.  Es ist u. E.  klar, daß h iezu der unabhängige Richter v iel 
eher geeignet is t ;  doch gibt es sicherl ich auch veran twortungs­
vol le Verwaltungsinstanzen, welche s ich n i ch t  von dem berüch­
t igten «Erled igungsbedürfnis» le i ten lassen. Die Intern i erung in 
einer Arbeitsanstalt sol l  als pol izei l ich-präven t ive Maßnahme 
verstanden werden : Gru ndlage zur Einweisung is t  nicht ein 
del ikt isches Verhal ten, sondern der gesellschaftswi drige Zu­
stand des Landstreichers selbst.  Er sol l  aus der Gesel lschaft  aus­
geschlossen werden ,  wei l  er  möglicherweise zum ausgespro­
chenen Del iquenten werden kann. Der eigentl iche Unterschied 
zwischen Maßnahme und  Strafe zeigt s ich erst  be i  der p rakti­
chenen Del inquenten werden kann. Der eigentl iche Unterschied 
zu tun gibt, s ind wir uns bewußt ;  es i s t  n i ch t  verwunderl ich ,  
daß heute d ie  admin istrat iven Maßnahmen noch als Strafen 
empfunden werden, wenn man die Internierten genau gle ich 
wie  d ie  Sträf l inge selbst b ehandel t. 

Da beinahe a l le  Kantone bis anhin d ie  Landstreicherei m i t  
admin istrativen Maßnahmen bekämpften, war anzunehmen, 
·daß s ie auch be i  e iner Neuregelung des Tatbestandes in den 
Einführungsgesetzen zum STOB von dieser Praxis n icht  abgehen 
würden. Von den 13  Kantonen, welche den Tatbestand 1 940/4 1 
neu regelten, s ind es i n  der Tat nur Zürich67 und  Genf,68 welche 

seines Systems s ichernder Maßnahmen is t  d e r  Momen t gekommen an d i e  

Rev ision d e s  admin is trativen Zwangsverso rgungsrechts h e ranzutreten.» 

G7 Zürich GVG A rt. 21  b I I :  Übe rweisung der  Akten vom Einze l r ichter 

.an das Bezi rksgericht, wenn sichernde Maßnahmen n ach A rt. 42/45 STGB 

für angezeigt scheinen. Auf A:l t rag Pfenn ingers wurde jedoch im zürcher. 

Tatbestand d ie  Überweisung der Akten a n  d ie  Just izdi rekt ion zur Be­

hand lung nach Versorgungsgesetz beigefügt, << . . .  da d ie  Täter, welche sich 

.e ines solchen Verhal tens schuldig machen, wohl oft  zu alt und · verwahr-

--./ 
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d ie  Einweisung i n  e ine Arbe i tserziehungsanstalt durch den Rich­
ter  anordnen.  Oie restl ichen 1 1  Kantone kann man in  zwei G rup­
p en e intei l en ,  näml ich : 

1 .  Kantone, welche ausd rückl ich a u f  die  Spezialgesetz­
gebung verweisen ; 

2. Kantone, d i e  d ie  Maßnahme der  .Einweisung i n  e ine Ar­
bei tserz iehungsanstalt im Tatbestand gar n icht  erwäh­
nen.  H ier  is t  anzunehmen. daß im Fal le  der nu tzlosen An­
wendung der Haftstrafe gegenüber einem herun tergekom­
menen Landstreicher co ipso die SpeziaLgesetzgebung in 
Aktion trete. 

Die übrigen Kantone lassen sich wieder in zwei Grup­
pen e intei len : 

3 .  Kantone. welche erst kürzl ich neue Internie rungsgesetze 
auf dem Wege der Kriegsmaßnahmen erl ießen.  

4 .  I n  d ieser G ruppe sol l  endl ich eine Zusammenstel l ung der 
Gesetzgebung der verbleibenden Kantone erfolgen. 

ad 1.  Es sind folgende Kantone, welche ausdrückl ich auf d ie  
Spezialgesetzgebung verwei sen : 

Schwyz : S 37 li ,  EG verweist auf d i e  kantonsrät l iche VO 
betreffs die Unterbringung arbeitsfähiger Personen vom 1 7. Mai 
1 892 und das Gesetz über die Errichtung einer Zwangsarbeits­
anstalt  für den Kan ton Schwyz vom 7 .  V I I I .  1 R96. Die Einweisung 

l os t  sein werden,  a ls  daß s i e  noch i n  eine A rbei tserziehun>;sa n s ta l t  w i e  z. B. 
<l te  i n  U i t ikon a .  A l b is gehören. >> Ver,; ! .  Prot .  Exp.Komm.  S.  5.3. 

Ganz a l lgemein § 392 zch. STPO im A bschn i t t  über d ie  Maßnahmen 
gegen u n zu rechn u n gsfäh ige. verm i n d e r t  zu rechnungsfähig-e u n d  unve rbesser­
l �che Rec? tsbrecher. Diese Best immung \nt rde absich t l ic i i  d eswegen in die 
STPO aurgenommen. u m  auch den fall zu t re f fen . in  welchem z. ß. iemancl 
we:..;e t� zah l re icher Übe r t retungen bestraf t  u n d  v e rsorgungsbedürft ig  .is t uncl � rt. 4

� 
s;GB k e m e  Anwendung f i n den kann ,  a be r  t rotzdem e in  Bedürfn is  

rur  d t:
8 

'v e rsorgung be
.
steht  - ( Ve rg l .  Hufirr P rot .  Exp.Komm. s. 2?8) . 

, .  
Vergl .  Lot penale y.:enevoise cl u  20 septembre 1 94 1 ,  a rt. 5, 11 1 :  

<< L m te meme� t d a n s  u n e  maison d 'e duca t ion a u  t rava i l  e s t  possible pour 
toutes !es  t n r ract iOns (c r i mes, de l i ts ou con t ravent ions)  comm is sous l 'em­
p t re d 'hab i tudes invete rees d' iv rognerie ,  cle paresse et  de  debauch e . >> Ebenso 
A

_
r:. 8 dess: l ben Gesetzes : « Le consei l d'Etat.  soit d i rectement.  so i t  par  

delegat iOn
, 
a un de  ses depa rtemen ts est  l 'auto r i tc competante pour exe­

cute r I a  dectston d u  Juge ten dant  ä l ' in ternement etc. 1 1  peut deleguer ses 
pouvmrs au Conseil  de  -vei l l ance psych iatr ique. >> 

.1 \V a l t i s h ü h l .  L n u d s t r e i c r-.-t u m  
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erfolgt h ier  auf Antrag des Gemeinderates durch den Regie­
rungsrat auf die Dauer von 1 -2 J ahren . 

Ebenso verweist Obwalden auf d ie  kantonsrätl iche VO vom 
27. Apri l  1 893, in deren Art .  2, Zif f .  3, bestimmt wird, daß Per­
sonen, welche s ich dauernd einem l i eder l ichen Lebenswandel 
hingeben, nach Art. 6 der VO auf Antrag der Vorm�ndsc�afts­
oder Armenbehörde in  eine Zwangsarbeitsanstalt emgew1esen 
werden sollen. Nach Art. 7 is t  e in ärztl iches Zeugnis auszu­
stel len. 

Solothurn : Art. 39 EO nimmt Bezug auf Art. 345 Ziff .  2 STOB 
und bestimmt,  daß der Vol lzug und die Anordnung der s ichern­
den Maßnahmen, soweit nicht i nfolge einer speziel len Norm eine 
andere Behörde zuständig is t ,  durch den Regierungsrat erfolge, 
wobei die bisherige Praxis, aufbauend auf dem Gesetz betref­
fend die E rrich tung einer Zwan�sarbei tsanstalt vom 2. Februar  
1 884, bestätigt wird .  

.. . 
Graubünden endl ich best immt in Art. 50 EO, daß fur d 1 e  

s ichernden Maßnahmen nur dann d ie Kreisgerichte oder  de1:�n 
Ausschüsse zuständig sein sol len, wenn nicht  Verwaltungsbebor­
den dazu berufen s ind.  für d ie  Einweisung von Vaganten wird 
jedoch i m  Fürsorgegesetz vom 1 1 . Apr i l  1 930 d i e  Vormund­
schaftsbehörde für zuständig erklärt .  

ad 2. Ohne in i hren EO auf d ie  Spezialgesetzgebung zu ver­
weisen, besteht aber subs id iär d ie  Einweisungsmögl ichkei t  von 
Landstreichern in Zwangsarbeitsanstalten in folgenden Kan-
tonen : . 

freiburg, auf G rund des Gesetzes über d ie  Armenfürsorge 
und die Wohltätigke i t  vom 2. Mai 1 928 § 25 Ziff. 3: Der erst­
instanzl iehe Entscheid des Oberamtmanns kann an den Regie­
rungsrat wei te rgezogen werden. Die Intern ierung erfolgt in 
Bell echasse. 

Schaffhausen : Gesetz betreffend die Regelung der Fürsorge 
und Unterstützung vom 2. Oktober 1 933, Art. 1 2. Zuständig für 
die Internierung von arbei tsscheuen, J iederl icheri und ha

_
Jt losen 

Personen is t  die fürsorgebehörde. Beschwerdemögl ichke i t  beim 
Regierungsrat. 

Appenzell A .  Rh . :  Reglement über die Anstalt Omünden 
vom 20. November 1902 ( rev. am 20. Mai  1 93 1 ) . E inweisung 

b · 1 P e J·n e 1· y , Zwangs-l ieder l icher und ar e1tssc 1euer erson n 
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erziehungsausta l t auf Antrag des Gemeinderates durch den 
Regierungsrat. 

Appenzell  I. Rh . :  bes i tzt  keine besondere Regelung, schloß 
aber mi t  Appenzell A .  Rh .  einen Staatsvertrag über d ie  Zwangs­
versorgung seiner Bürger ab.69 

Tessin : Legge sul l ' in ternamento degl i  alcool izzati e dei va­
gabondi  vom 1 9. Februar 1 929 m i t  einem regolamento d'applica­
zione vom 23. Apri l 1 929; im letzteren wird bestimmt, daß die 
Einweisung auf G rund e ines medizinischen Attestes du rch das 
Departement des Inneren erfolgen kann .  H i e r  ist e i n  Re kurs an 
den Gesamtregierungsrat möglich. 

ad 3. Auf G rund von K riegsmaßnahmen haben folgende Kan­
tone neue Zwangsversorgungsgese tze erlassen : 

W aadt : Lo i  du 8 decembre 1 94 1  sur J ' in ternement adminis­
trat i f  d'e lements dangereux pou r J a  societe ; " Toute personne 
agee de plus de  18 ans qui . . . .  temoigne d'un penchant marque 
ü Ia criminal i te ou a Ia faineantisc pcut etre in ternee adm inistra­
tivement . »  Die In ternierung erfolgt durch die Comm ission canto­
nale  de I ' I n ternement Admin istrat i f  mit Weiterz iehungsmögl ich­
keit an den Regierungsrat.'0 

N euenburg : Arrete concernant l ' in ternement administra t i f  
de  personnes s 'abandonnant regul ierement a l ' incondui te (vom 
1 9 . D ezember 1 939). Der  Entscheid wird durch das Justizdepar­
tement gefäll t ,  Rekursmögl ichkeit  an den Gesamtregierungsrat 

St.  Gal len : ergänzte ebenfa l l s  sein adminis tratives Maß­
nahmenrecht notrech t l ich im  Regierungsratsbesch luß über d ie  
«Versorgung arbe itssch euer und l iederl icher Personen» ,  vom 
9. Juni  1 94 1 ,  auf G rund der  im obligatorischen Arbeitsdienst ge­
sammelten E rfah rungen. 

ad 4 .  Die vierte Gruppe bi lden d ie res t l ichen zehn Kantone. 
welche d i e  Materi e  nach der Einführung des STOB nicht net; 
regelten : Bern s ieht  im  APO e ine besondere, vom Strafrichter 
zu verhängende A rbe i tsstrafe (statt Gefängnis) vor, die in einer 
besonderen Anstalt zu vol lz iehen ist .7 1  

69 Vergl .  Zbinden a .  a .  0. S. 338. 
70 Auf Grund der staatsrät l ichen Botschait vom 2�. Oktober 1 94 1  w i rd d e r  Kanton Waadt se in Zwang-sversorgungsrech t gese tzl ich regeln .  71 Vergl .  Z .  26 .  · �'\ .  

·--..._/ 
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I n  Luzern dagegen hande l t  es sich nach dem Pol izeistraf­
gesetzbuch in d en §§ 6 Zi f f .  1 ,  2-'i und  27 bei der Einweisung i n  
d i e  Zwangserziehungsanstalt  um e ine  s ichernde Maßnahme,  d i e  
durch den  Regierungsrat angeordnet wird .'2 I m  übrigen be­
st immt nun auch d i e  VV zum EG in  § 5 l i ,  daß d i e  Gefängnis­
strafen von mehr als 20 Tagen bis zu 6 Monaten,  i n  der Zwangs­
arbeitsanstalt Sectelhof vol lzogen werden.  

Auch beim Kanton Glarus hande l t  es s ich um e ine  s ichernde  
Maßnahme,73 d i e  von  der  Armenbehörde nach  vorher iger Ver­
warnung ausgesprochen wird. Bei Rekurs sol l  das Pol izeigericht 
« i n  mögl ichst summarischer Weise >> den Entsche id  fäl len und  
dem Antrag der  Armenpflege in  al len fäl len entsprechen, wo 
nach se iner  Überzeugung auf anderem Wege ke ine  Besserung  
erzie l t  werden kann .  Nach � 5 des G esetzes über  d ie  Verwah­
rung von rückfä l l igen Verbrecl lern, Arbeitsscheuen und l i eder­
l ichen Personen vom 5. Mai 1 929 kann überdies e in  immer wie­
der rückfäl l iger Landstre icher auf unbest immte Zeit  i n  e ine  Ver­
"\vahrungsanstalt versorgt werden .'4 

Wei te re Zwangsversorgungsgesetze haben d i e  Kanton e 
Nidwalden,75 Basei-Land,76 Wal l is,'7 wäh rend Uri  in se iner  Kan­
tonsverfassung (Art .  44) be i  der Garantierung der persönl ichen 
Freiheit  zugunsten der  admin istrat iven Versorgung e inen Vor­
behalt  mach t.'8 D ie  Zwangsve rsorgungsgesetze von Basel­
Stadt,79 Aargau,80 Thurgau81 haben wir oben bere i ts erwälmt.8� 

•� Vergl .  Segesser Z. 29. 284. 

;:J /iafter: Allg.  Tei l : S. 379. 

74 Ebenso Neuenburg; bei zweimaligem Rückfal l .  
75 A rmengesetz vom 28.  Apr i l  1 9 1 2  §§ 36/37. 
•n Gesetz betreffend d ie Versorgung in Zwan�sarbei ts-, Besserungs-

und T rinkerhei lanstalten vom 28. Apr i l  1 924. 
" Gesetz betr. d i e  öifent l iche A rmenpflege vom 20. November 1 926. 

78 Vergl .  Zbinden a. a. 0. S. 338. 
7!1 Gesetz betr. d ie  Versorgung i n  Zwangsarbeits- und Besserungsan­

sta l ten v om 2 1 .  Februar 1 90 1 ,  abgeändert durch das EG zum ZGB vom 
27. April 19 1 1 . 

80 Gesetz über E rrichtung e iner  Zwangsarbe i tsansta l t  vorn 1 9. liornung-

1 868 m i t  d e r  VV vom 1 7. Apr i l  und 1 3. Weinmonat 1 868. 

81 Gesetz betr. d i e  E rrichtung e iner  Zwangsarbei tsan stal t vom 1 3. De­

zember 1 849. 

82 § 4 I E i n leitung. 
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111. Die al lgemeinen und ergänzenden Bestimmungen des Vor­

mundschaHsrechts 

Eine Darstellung der  geltenden Normen, welche gegenüber 
den Nichtseßhaften zur Anwendung gelangen, würe unvol lstän­
d ig, wenn man d i e  Best immungen des Vormundschaftsrechts 
n icht  e inbeziehen würde.  

In  F rage kommen d ie  Art .  369 und 370 ZGB : 

Art. 369 : « Unter  Vormundschaft gehört jede  mündige Per­
son, die in folge Geisteskrankhe i t  oder Gei stesschwäche ihre 
Angelegenhei ten n ich t zu beso rgen vermag, zu i h rem 
Schutze  dauernd d es Beistandes oder  der  Fürsorge bedarf  
oder die Sicherheit anderer gefährdet. » 
Die Verha l tungsweise eines Vagan ten ist zweifel los als e ine 

Gefährdung der  Sicherheit  der  seßhaften Bevölkerung aufzu­
fassen. es bedeutete deshalb gew iß einen großen Fortschritt, a ls 
auch durch das ZGB d ie  Mögl ichkeit geschaffen wurde ,  s ich 
der Gemeingefähr l ichkei t  solcher Personen durch die s ichern­
den  Maßnahmen der  Entmünd igung und der  Anstaltsversorgung  
zu erwehren. Art. 369 ZGB befaßt sich in erster L in i e  mi t  
geisteskranken oder  geistesschwachen Personen .  Wie Bleu lerR'1 
dazu bemerkt, bezeichnen be ide Worte einen Begriff ,  der  a l le  
Abweichungen vom Normalen umiaßt ,  sovvoh l d i e  eigentl ichen 
Geisteskrankheiten im techn i schen Sinne als auch v i el e  Psycho­
pathien und Degenerationen, ink l usive mora l i sche Minder­
wert igkeit. B inswange r84 führt dazu aus, Art. 369 komme auch 
be i  n icht e igentl i ch geisteskranken Personen zur Anwendung, 
wenn e ine  sogenannte affektive Geistesschwäche vorl iege, 
welche s ich dann  p rakt isch als eine Geisteskrankheit  auswirke ;  
es können somit  mehrfach vorbestrafte, gemeingefährl iche 
Rechtsbrecher,  aber auch noch nicht straffäl l ig gewordene ,  so­
genannte haltlose Psychopathen, welche durch i h re l iederl iche 
und arbeitsscheue Verhaltungsweise auffal len ,  gestützt auf d iese 
Bestimmung, entmündigt  werden. Dies wird, wie  wir bald sehen 
werden,85 bei Vaganten sehr  oft der  Fall se in .  Es werden jedoch 

83 Leh rbuch der  Psych iatr ie  1 9 1 6, S. 476. 

84 Binswanger: Zur forens ischen Psychatrie der n ichtgeisteskranken 

Pe rsonen, S. 1 55. 
8o Siehe unÜ'" � 5. I I .  
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in  erster Linie die rein pathologischen fäl le von Nichtseßhaftig­
keit  durch diese Bestimmung b etroffen werden.  

Art.  370 ZGB bestimmt :  

« U n t e r  Vormundschaft gehört jede  mündige Person, d i e  
d u r c h  Ve rschwendung , Trunksucht, lasterhatten Lebens­
wandel oder d u rch d i e  Art und  Weise i hrer Vermögens­
verwal tung sich o d e r  i h re Famil ie der Gefahr  des Not­
s t a n d e s  u n d  d e r  Verarmung a u ssetzt ,  z u  ihrem Schutze 
d au e r n d  des Beis tan des oder der Fü rsorge bedarf oder  d i e  
Sicherheit anderer gefährdet. >> 
Sovv o h l  der  Zü rcher  w i e  d e r  Berner  Komme n t a r  zum ZGB 

beton en a u s d rü ck l i c h ,  daß es angehe, a rbei tsscheue M ü ßiggänger  

und Vagabun den,  auch wenn i hnen k e i n e  posi t iven Del i kte n a c h ­

gewiesen werden können,  u n t e r  den Begriff des  l ast e rhaften 

Lebenswan d e l s  zu subsu m i e r e n .  Egger86 bezeichnet die Land­
s t r ei c h e r e i  a l s  « eine vom S t a n d p u n k t  d e r  K u l t u r  aus uner träg­
l i ch e  n i e d e r e  Lebensh al tung. » U .  E .  würden d ie  Besti mmu ngen 

des Vormundsch aftsrechts (Art. 370 in Verbindung m i t  Art .  406 : 
Versorgung Entmündigter in e iner Anstalt) zu r B ekämpfung der  
Landstreichere i  vol lends genügen. Der Lebenswandel d es Land­
streichers is t l a s t e r h af t  u n d  gefäh rdet die  Sicherheit der seß­
h aften Gesel lschaft. Bei  der Internierung der P rostituierten auf 
dem Wege der Entmündigung verlangt die bundesger ich tl i che 
Praxis a l lerd ings e ine besondere Norm des kantonal en Ver­
waltungsrechts, da  man bei der Prost itution nicht von einer 
Sicherheitsgefährdung anderer sprechen könne.87 I n  der  Un­
stethe i t  des Landstre ichers  und seiner Neigung, zum e i gent­
l i ch e n  Delinquenten zu werden, l iegt eine typische Gefährdung 
der  Sicherheit .  E ine spezi e l le kantonale ,  verwaltungsrech tl i ch e  
Norm i s t  daher u .  E .  überflüssig. 

Art. 406 ZGB sprich t von der Anstaltsversorgung, «wor­
unter jede geeignete Ansta l t  zu verstehen ist ,  die der Inter­
n ierte n icht eigenmächtig verlassen kann, natürl ich m i t  Aus­

nahme der  eigentl ichen Strafanstalten (Zuchthäuser und Ge­
fängnisse) » .88 Bei unseren Untersuchungen ist  uns aufgefal len , 
daß Landfah re r  auf  Grund d es Art. 406 in Verbindung mit  Ar-

86 Kommentar zum ZOB S. 500. 
Si BOE 42 I I  2 1 6, Pr 9 No. 128. 

88 Kaufmann: Kommentar zu A rt. 406 ZOB. V No. · n d  6. 
.../ 
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t i k e l  370 ZGB i n  S t rafansta l te n  « v e rsorgt»  w e r d e n ,  d a  n a c h  A n ­
.�.;a b e  d e r  B e h ö r d e n  zu r Z e i t  k ei n e  a n d er e n  M ö g l i c h k e i te n  b e ­

stünden, und da man b e i  d e r  konstanten Ausbru chsgefa h r be i  
d i esen Personen d i ese n i c h t  in a n d e ren Ansta l ten u n t e rb r ingen 

könne. 
Verfah rensrec h t l i c h  sei noch a u s d r ü c k l i c h  e r w�i h n t ,  d a ß  

d a s  ZGB a l l e  erden k l i c h e n  S i c h e rh ei ts m a ß n a h men g e t roffen h a t ,  

u m  zu verh ü ten . daß d i e s e  Pe rso n en u n gerech tfert igterweise 

versorg t  werd e n .  Dies  g a n z  i 1 1 1  Gegen s a t z  zum 
·
Verfahrens­

recht der k a n tonalen  Z w a n gs v e rso rgu n gsgesetze .  Das ZGB be­
sc h ränk t d ie  persön l ich e  F r e i h e i t  n u r, wen n es abso l u t  unum­
gängli ch ist .  Die W e i te rz i e h u n g  a n  d a s  Bu n d esger i c h t  i s t  garan­
t iert (Art. 373 ZGB).  Ausdrückl ich  best i m m t  Art .  374.  d a ß  d i e­

jen igen,  w e l c h e  auf  G m n d  von A r t .  370 e n t m ü n d i gt u n d  ver­

sorgt w erden so l len . vorher  ange h ö r t  w e rden ; d i e  E n t m ü n d i ­

gung in den fäl len  v o n  Ar t . 369 da rf nu r dann ausgesprochen 

werden , wenn e i n  fach m än n i s c h e s  Gutachten  vor l i egt .  Endl ich 
seien noch das Beschwerderecht gegen vormundschaftl iche Ver­

fügungen , die ü b e r  d i e  i m  G es e t z e  g e n au u ms c h r i ebenen E r­

mächtigungen h inausgehen (A r t .  420 ZGB ) ,  u n d  d i e  Haftpfl icht 
der vormundschaftl i chen O rgane genannt. 

So schön und v o l l k o m m e n  das V o r m u n d s chafts r e c h t  i m  

Z G B  ausgebaut ist ,  u m  jede Wil l k ü r  zu ve rmei den, s o  ausge­
zeichnet sich d i e  Best immu ngen d e r  Art .  3691370 in Verbindung 
m i t  Art.  406 für unsere Persö n l ichkei ten e i g n e n ,  es sind lei der 
nur wen ige Kantone, welche d iese Lösu n g  i n  i h rem Fü rso rgege­

setz ausd rückl ich übernommen h a ben ; 89 in fast a l len anderen 

Kantonen s ind es die A rmenbeh ö rden oder  a n dere Stellen der 
t::-;ekutive, welche s i ch mit  i h n en befassen.  

89 O raubünr'  - ., .  Obwa lden . 
-.___/ 
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seßhaften eingegangen werden kann. Nich tsdestoweniger sol l  
der Vo l ls tän d i gke i t h a l b e r  ein Überbl ick über d en Stand der 

modernen Psychiatr ie auf d iesem Gebiete gegeben werden. 

Landstreicherei wird als eine Form von Asozial ität be­
trachtet .  Es h andelt  sich jedoch in  erster Linie n icht  um eine 
gesel lschaftsfeind l iche Haltung im Sinne einer versteckten D ro­
hung, sondern um ein <<Sichzurückziehen» ,  eine seel ische Ver­
einsamung, welche erfolgt, ohne daß der Betreffende es wahr­
n immt oder schwer darunter le idet .  <<So entsteh t eine sozia l  tote 
Gruppe,  welche bei  le ichteren Graden der  geistigen Störung als 
Landstreicher, wenn sie aus ärmeren Bevölkerungsschichten 
hervorgeht, als Sonderl inge usw., wenn sie woh lhabend sind . »28 
bezei chnet werden.  

Diese geist igen Störungen, welche entweder  chronisch in  
schwachen Formen oder  i n  In i tia lstadien29 auftreten, könnte man 
etwa i n  d ie  folgenden Haup tgruppen e inte i len : '10 

Angeborene, vererbte geistige Störungen 
(Psychopathien und Ol igophrenien) 

Eigentliche Geisteskrankheiten 
(Sch izoph ren ien , Neurosen und Epi lepsien ) 

1 .  Die psychopathischen Persönlichkeiten 

Als Psychopathen faßt man heute ganz al lgemein jene a n  
der  Grenze stehenden Persönl ichkeitstypen zusammen, d i e  i m  
wesent l ichen konst i tu tionel l  bedingte mäßige psychische Ab­
weichungen vom normalen Verhalten, und zwar speziel l  solche 
der  psych ischen Persönl ichke itssphäre, also insbesondere der 

28 jaspers: A llgemeine Psychopathologie ,  B e r l i n  1 9 1 3 ,  S. 3 1 1 .  
2H Vagierende Kranke m i t  s tarken u n d  ausgeprägten Krankhei tsbi ldern 

t ri f f t  man heute glückl icherweise auf  den Landstraßen kaum mehr an,  da 

solche Typen zu s t a rk auffa l len und von d e r  Pol izei  aufgegrifien we rden.  -
In f rü h e ren Jah rhunderten,  a ls  man noch ke ine  e igent l iche, o rganisie rte 

I r ren pflege besa ß ,  verf ie len wohl seh r oft d iese Verrückten der Lan d s t raße-.  

Abe rglauben u n d  v e r i r r te rel i g i öse Ansich ten m ögen h i e r  e i n e  unhei lvo l l e  

!(o l l e  gesp ie l t habe11 .  
30 Wir sind uns bewußt,  daß d iese .E i n tei lung unvol ls tändig und un­

w issenschaft l ich ist .  D e r  größte Stre i t  über d ie  E i n te i l un gsk r i ter ien  geist iger 

Stö rungen h e rrsc h t  wohl  unter den Psych iatern selbst .  
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G e fü h l s - ,  Tri eb- und Wi l lenssphäre, au fwe1sen Y Im Gegensatz 
zu f rü h e ren psychia trischen Forschung-en über  Landstre icher ,"2 
wel ch e die Hauptursache des V a g i e rens in  den K rankheitsbi l­
dern der Schizophrenien sahen, s tel l ten scl lon 190 1 Bonhoeffer�'' 
und 1 9 1 5  Tramer,34 in seinen Un tersuchungen an 1 07 Besuchern 
der  « Herberge zur Heima t » i n  Zürich fest. daß d ie  weitaus 
größte Gruppe un ter den geistig abnormen \Vanderern durch 
die Psychopathen gebi l d e t  wird .  Die R i ch tigke i t d i es e r  Ansicht 
wurde neuerdings du rch Stumpf!35 bestätigt .  Sowohl aus dem 
schweizer ischen wie aus dem deutschen Untersuchungsmaterial 
läßt s ich errechnen, daß etwa 40 % a l l e r  krankhaften Wanderer 
Psychopathen sind.  Unter den e inzelnen Typen d i eser Gruppe 
stehen die <<Ha l tlosen » an  erster Stel le .  Wenn es ihnen auch 
zei tweise ge l ingen mag, sich in die Sozi eUit e i nzug; l i edern ,  so 
ergreift sie nach k ü rzerer  oder längerer Ze i t  e i n e  Art  vVa n der­

t r i eb, e in  <<Fernweh ,, (welches die  gle i ch e I n tensi tät wie das 
H eimweh besi tzt : S t u m p f! ) :  Sie können es am a l ten Arbe i tsorte  
n icht  mehr  aushal ten - die U 1 11gebung muß geändert  werden. 
I mmer w i e d e r  müssen die A rb e i ts g e m e i n s c h a ften schlech te Er­

fah rungen mi t  d iesen bedau ernswerten Menschen machen : Nicht 
e inmal  d ie scharfe m i l i t ii r i s c h e  D i s z i p l i n  der  A rb e i tskompagnien , 
d i e  strengen Strafen des M i l i tärs t rafgesetzbuches vermögen 
d i ese Leute davon abzu l 1a l ten ,  p lötz l ich den D i ens tor t zu ver­
lassen, oft unter Zurücklassung i h res gesamten Lolmguthabens. 
Bleuler3G hat diese Typen a ls  «wechselwarme»  Mi l i eumenschen 
t reffend charakterisiert .  Es s ind Menschen, welche .sich dem 
Augenbl ick h ingeben und d i e  n ich t  genügend innere Wider­
s tandskraft besitzen, sich i n  e iner  wirtschaftl ichen Posi t ion zu 
ha l ten und heraufzuschaffen. 

: l l  Vergl .  K. Hirnbaum i m  H a n d w ü r t e rbucl l  d e r  m e d i z i n ischen Psycho­
logie,  S. 437. 

32 K. Wilmanns: Zur Psychop a t hologie des La n d s t reicl lers .  

33 K. ßonlzoeffer: Ein  B e i t rag zur  Kenntn is  des g roßstä d t i schen Bettel­

und Vagabundentums.  Zei tsch r i ft i. Ges. S t ra f rechtswi ssensc!Ia ft, 1 90 1 ,  Bd.  

21,  S. 1 f f .  

34 M. Tramer: Vaganten e i n e r  He rbe r.�c z u 1· Hein1at  i n  der Scll weiz .  
Diss .  Zürich 1 9 1 6. 

35 F. Stumpf/: Geist ige Stö rungen a l s  U rsac l le  d e r  F.ntwu rzelung von 

Wanderern i n  « D e r  n i c h tseßha fte M ensc h "  S. 275 if .  

36 Bleztler a. � 0. S. 423. 

i \:V a t t i s b ii h l .  L zt l ,......__. e i c l1 e r t u m  
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Die übrigen psychopathischen Formen, wie  erregbare Trieb­
menschen, le ich ts i nnige, stumpfe Affekttypen, Deprcssivc u n d  

e nergiearme kommen unter den Landstreichern ebenfalls, aber 
nur  vere inzel t  vor .  

O ie  Behandlung dieser psychopathischen Persönl ichkeiten 
ist  undankbar und schwierig. es ist  für die verantwortl ichen 
Stel len oft äußerst schwer, hier den goldenen M i ttelweg zwi­
schen menschl icher Rücksichtnahme gegenüber  Personen, wel­
chen infolge ihrer  psychischen Konst i tut ion das Anstaltsleben zu 
e iner unerträglichen Qual werden kann ,  und den Forderungen 
der öffent l ichen Ordnung zu finden. -

2. Die Oligophrenien 
Oie  zweitgrößte G ruppe geistiger Störungen, welche zu r 

cntwurzelun" von Wanderern führen kann, b i lden die O ligo­
phrenien. Tr:mer fand in seinem Untersuchungsmaterial  1 8,9 ?� 
Schwachsinnige ( 10,4 % Debi le und  8,5 % I mbezil le) ; StU!ppfl 
1 9  % ,  davon 6 %  schwere Fälle. eine Untersuchung Bonhoeffers 
weist eine e rhebl ich höhere Prozentzahl auf, nämlich 53 9� .  
Doch werden d ie  Untersuchungen der  erstgenann ten Autoren 
der Wirkl ichkeit  eher gerecht, weil es sich n icht  wie bei  Bon­
hoeifers Untersuchungen um def in i t iv gescheiterte, gewohn­
he i tsmäßig  dem Bettel  ergebene, mehrmals vorbestrafte Vagan­
ten und  Großstadtbummler hand elte ,  sondern u m  Menschen. 
welche d i rekt von der Landstraße aus aufgegriffen und unter­
sucht wurden. Der schwachsinnige Wanderer hat noch viel grö­
ßere Mühe, in der p rivaten W irtschaft eine Stel le zu f inden als 
der Psychopath. liier  wird  eine In ternierung für den Nichtseß­
haften selbst e ine Erle ich terung bedeuten. 

3. Schizophrenie und manisch depressives Irresein 

Oie Untersuchungen Bonhoeffers und Stumpfls ergaben, 
daß unter den Landstreichern weder Schizophrenien noch Zyklo­
thymien häufiger zu e rwarten s ind als in  der übrigen Bevölke­
rung. ßonl ! oeffer fand in seinem Untersuchungsmaterial nur je  
einen fal l  d ieser K rankheiten, entsprechend 0,26 % ,  Stumpf! nur 
e inen schizophrenen Fall unter liundert .  Daß aber d ie  Möglich­
keit besteht, daß d iese Krankheiten in i h ren In i tia lstadien und 
schwächeren formen e inen Menschen auf die Lanc 1  ' raße trei-

'-../ 
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ben, dafür sprechen insbesondere d ie  Motive :  « h ier  haßt man 
mich, deshalb kann ich es nich t aus hal ten >> ( Paranoia) ; «h ier  
reden al le Leute über mich,  deshalb muß ich fort >> (Beziehungs­
wahn ) ; « h ier versteht man meine Größe nicht und belohnt  
meine großart igen Leistungen zu wenig>> (Größenwahn). Solche 
Fäl le kommen vor, sind aber ,  wie  gesagt, n icht häufig, gleich 
wie d ie  pathologische Abenteuerlust der Zyklotymen sich sel­
ten in  Vagant i tät  ausdrückt. 

4. Die Zwangsneurosen mit spezieller Berücksichtigung der 
Vagantität der jugendlichen 

Weit  zahlre icher scheinen dagegen d ie  Fälle zwangsneuro­
t ischen Wanderns zu sein .  li ier l iegt bei vol ler einsieht in d i e  
Unzweckmäßigkeit der  liandlung e in  innerer, unbewußter 
Zwang vor, dem der vernünft ig überlegene Wil le  n icht  gewach­
sen ist. Viele nehmen das Zwangsmotiv derart  in  i h r  Ich auf, daß 
sie n ich t  mehr einen Zwang verspüren, sondern frei  zu handeln 
glauben . Aus der  Obsession wird e ine I nsession, d .  h .  e ine Voll­
bejahung der  neurotischen liandlung durch das Ich (0.  Pfiste r). 

Durch die psychoanalyt ische Forschung, beson ders an Kin­
dern, gelangte Neron3' zu r Überzeugung, daß es sich bei  der 
jugendl ichen Vaganti tät sehr häufig um e ine Fehlentwicklung 
in der Richtung des Oedipuskomplexes handel t .  Diese These 
wurde auch weiterh in durch d ie  französische Forschung be­
stätigt .38 Neron stellte fest, daß von 454 fällen jugendl icher 
Landstreicherei 1 68, d .  h .  37 % al ler un tersuch ten Kinder,  aus 
Famil ien stammten, wo St iefväter oder  St iefmütter den Platz 
der u rsprüngl ich�n ei ternteile ersetzten. Zul l igcr39 beschreibt 
den fal l  e iner  jung-en Vagant in ,  Schulschwänzerin und Träu­
meri rr in extenso, wobe i  uns ein Mädchen vorgeführt  wird,  das 
in seinen Phantasien der Sti efmutter eine Krankheit  andich te t ;  
der  ungetreue Vater, der nach dem Tode  der  eigentl ichen Mut­
ter e ine andere,  fremde Frau ins Haus nahm. erle idet in  ihren 

3< Berich tet d urch t-feuycr i n  « M ouven1ent  s a n i ta i re»  Val .  IV,  No .  53. 
S. 554. 

38 C. Urechia et G. Rete; eanu: Fugues, v agabon dage e t  psychoanal yse, 
Arch ives i n t e rn a t. d e  Neu rolog-ie.  Bd. 50. 1 93 1 .  S. 49 1 .  

39 Ii ans Zulligcr : Schwie 1  ige Sch ü ler  (Büche r  des Werdenden, Band 1 0 )  
S .  6 6  ff. 
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W unschträumen e inen  Schla,�;anfa l l .  S i e  se lbst  w e icht  d em i h r  

unerträgl ichen M i l ieu  aus ,  i n  welchem si e durch d e n  Vater en t­
täuscht w u r d e  u n d  nach i h r e r  Ans icht  d u rch d i e  St iefmutter  

u ngerech t behandel t  wird ,  indem s i e  mi t  ihrem lde inern B ru de r  

i n  den  Wäldern h erumstreif t  u n d  i n  d e r  Schu l e  n o tonsch l ugt .  

Gerade be i  d en Schu lschw�in zern ,  juge n d l ichen Vagan t e n ,  

i lwendl ic l l en « Gangs» u n d  Banden ,  we lche  s ich auf  d en Stralkn 

h e�·umtreiben und i n  d e r  U mgegend d e r  Städte  e in  aben teu� r­

l ic l l es, Z igeunerhaftes Leben füh ren,  ze igt  es s ich  of�, d a ß  Sl� 1 1 1 1  
G ru n d e  des Herzens das El tern h au s  f l iehen,  wel l  d te  Famll ten­

v e rhä l tn iss e  z e rr ü t t e t  und für d ie  Auferziehung von Kmc:�rn 
denkbar unerfreul ich s i n d .  J oly br ingt  i n  se inem Werk «I  t:n­

iance coupab l e >> e i n e  Stat is t ik  von 400 fäl len  ju gendl i ch er
. 
Kn­

minal i U t ,  aus der  hervorgeh t ,  d a ß  85,75 % a l l e r  J ugen d l iche i l  

aus  desorganis ierten Fam i l i e n  s tammten.40 Von d iesem � tand­

punkt  aus  b etrachtet ,  f ragt  es s ich ,  ob m a n  n i c h t  doch d t e  a n ­

ueborene A nlage d i e  Psychopath i e  b e i  d e n  Vaganten zu U ngun­

:ten der n eu ro t i
,
schen Feh lentwicklung übe rschätzt .  E in ig  i s t  

m a n  s ich a l lgemein darüber, d a ß  d e r  sozia l e  Zerfal l  e i n e r  Per­

sön l ich k e i t  meistens schon seh r früh beginnt , 4 1  ob d ies  n u n  a l s  

Folge von  Vererbung oder  von psychischer
. 
Feh lentwick l �l l l :C: 

d u r  1 1  u n günst ige ä u ß e r e  E inf lüsse,  k a n n  an d teser  S t e l l e  m c i l t  

4 0  }ol.v : « L' En fance coupa b l e » .  S .  37.  

V o l l waisen 
I l leg i t ime K i n d e r  
Verschol lene oder  v o rbestrafte E l t e m  
Getrennte o d e r  g;escll iedene E l t e rn  
li alhwaisen 

10  % 

1 1 ,25 % 

1 3,25 % 
1 6.25 % 

35 % 
85.75 '},; 

Über d i e  amer ikanischen V e r h ä l t n i sse, insbeso 1 1dere über «The  b rokcn 

l iome>:- E.lliott and Merill «Soc ia l  Diso r�anizat ion••
. 
S. 1 1 8. 

. 
. 

. 
1 .  

H E s  i s t  a n  d ieser  Stel le z u  bemerken, d a ß  111 frankretch d u 1 ch u 1 c  
l .o i  d u  2 4  1 1 1ars 1 9 2 1  «Conce rn a n t  l e  vagabondage d e s  mineurs d e  1 8

. 
a n s »  

tl i e  jugendl iche  Landstreicherei  e i g e n s  geregel t w i rd u n d  i n  A r t. 2 bestimmt 
i� t .  «dC ne pas  defe rer  \ 'enfant a u n e  j u r idict ion rep ressive, 

,
llla!S de p r�ndre 

des 1 1 1esu res de tutel le ,  de survei l lance. d 'educat101 1 .  c le  rcforrne el d assl­
stance ».  . . 

Magnol- Vidal: D r o i t  c r i m i nel ,  pa�e 27 1 ,  nennen d ie  Lan dstre1chere1  

d a s  «Del i t  habi tuel des enfan ts,  cel u i  par  l equel i l  debute d 'ord inaire e t  qu 1  

cst p a r  !es  s u i tes dc l ' o i s i v i te ,  des  tentat ions  d e  Ia  rue e t  des mauva1ses 

ire quentations l 'or ig ine d 'autres de l i ts plus graves . »  

1 0 1  
entsch ieden werden .  \tV i e  s ta r k  K i n d e r  zu r Vaga n t i tä t  ne igen ,  zeigt ein e Zahl  aus F ra n k re ich ,  w o  1 927 .3 0  :;� a l l e r Jugend­
ger ichtsur te i l e  wegen Vay;an t i tä t  gefä l l t  wu rden (386 Kn aben 
u n d  399 Mädchen,  w e l c h e  s i c h  meistens der Prost i tut ion er­
gaben) .42 Neben d e r  Ö d ipuss i tuat ion s i n d  h i e r  n o ch e twa fo l ­
gende neurot ische Mot ive  (welche aucl t  bei  sch izophrenen 
K ra n k h e i tsb i l d e rn  vorkommen können )  zu n e n n e n :  

a)  Vaganten,  d i e  i h re innere U n ruhe u n d  d i e  Unertr�ig l ich­
ke i t  ihrer  gegenw�i rti gen Posi t ion nach außen proj iz ieren .  
u m  dem e igen t l i chen Problem enthoben zu se in .  

b )  «Unste t  u n d  f lücht ig  so l l s t  d u  se in >> a ls  unbewußtes Mot iv
, z. B .  a l s  Reaktion a u f  e in  sch lechtes Gewissen ü be r  eine 

begangene Tat  oder a ls  Bestrafung für  unbewu ß te Todes­
wünsche,  z. B. gegen den Vater.43 

c) Zerfa l lenhe i t  m i t  der  Sozietät ,  m i t  dem bü rge r l ichen Mi­
l ieu : Es han de l t s ich u m  d en Typ d es Weltve rbesserers, 
welcher in a l len Tei len des Landes revo lut ioni ire l�eden 
hä l t .  Dah inter  v erbi rgt s i ch rech t oft  e i n e  ursprüngl iche 
Zerfa l lenhe i t  mit  den cl tern . 

d )  Vagant i tä t  a ls  Selbstzerstö ru n g  ( destruk t i v c r  Ma sochis­
mus),  z .  B .  a ls Selbstbest rafung-.  

c)  Vagant i tät  aus Seh nsucht  nach  L i ebe und  Wii r 1 1 1e ,  welche 
z .  B. weder in  der K i n d h e i t  d u rch d ie e i te rn ,  n och später 
d urch die Umwe l t  befr ied igt  wu rde.  t:s han del t s ich  u m  
den Typ des « Sonnenbru d ers >> .44 

f) Vag;ant i tät  als Suche nach einem imagin �i ren Ulück,  d as 
s ich  i n  Rea l i tät  n i rgen ds f in d en Wßt .  Das Sch icksal  des 
Seemanns,  der von einem Land zum a n d e rn . egel t, abe r 
se ine Ruhe n i e  f inden kan n .  

g) Vagan t i tä t  aus M i n d e rwert i gke i tsgefüh len : << H ier  werde 
ich wed e r  geachtet noch verstan den >> ,  als Nachklang des 
schweren K i n de rschicksals eines Verstoßenen . 

42 Tram er weist  i n  se iner  Unte rsuchun); nach,  d a ß  das Vagieren bei  75 % der Exploranden i m  Entwicklungsalte r begonnen hatte .  V e rgl .  auch F. Ehrlicher: Jugendschicksal als G rund soz ia ler  tntwu rzelung- in «Der  nich tseßhafte Mensch » ,  S. 243. 
43 Das sogen a n n te K a ins-Motiv.  
44 Ve rgl .  dazu die reizende kleine Geschichte von G. Busse· Palma: « Onkel  B i m »  in «li · t rome des Lebens» ,  Neue folge Le ipz ig. '-....._./ 






































































